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Kampf um memel 


Die Entwicklung im Memelgebiet verläuft, ſeitdem am 1. November der Kriegszuſtand 
aufgehoben wurde, normal. Die litauiſche Tünche verblaßt. Das deutſche Geſicht des 
Landes wird, von den entſtellenden Zügen der litauiſchen Gewaltherrſchaft befreit, wieder 
ſichtbar. Die Deut ſchen haben das Geſetz des Handelns an ſich 
genommen. In ſtraffer Diſziplin folgen ſie den ſich im Rahmen des geltenden 
Rechtes haltenden Anweiſungen ihrer politiſchen Führung. Allerdings: an ihrem eins 
mütigen Willen, mit dem deutſchen Mutterlande in engſter Verbindung zu ſtehen, laſſen ſie 
nicht den geringſten Zweifel aufkommen. Zögernd und widerwillig finden ſich die Reprä⸗ 
ſentanten des Großlitauertums mit der ſchrittweiſen Wiederherſtellung geordneter Zuſtände 
ab. Sie find ſich darüber im Klaren, daß jeder Verſuch einer Rückkehr zu den Gewalt⸗ 
maßnahmen der letzten 12 Jahre angeſichts der entſchloſſenen Haltung der Memelländer 
und nach den Ereigniſſen, die ſich im März und Oktober d. J. in Europa abgeſpielt 
haben, von vornherein ausſichtslos iſt. 

Das Direktorium des Memelgebietes hat die Freilaſſung ſämtlicher vom 
Kriegskommandanten verurteilten Memelländer gefordert; fie iſt 
zugeſagt worden. Die deutſchen Mitglieder der Memeler Stadtverordnetenverſammlung 
und der Kreistage haben es abgelehnt, die Wahlmänner für die Wahl des litau⸗ 
iſchen Staatspräſidenken zu wählen; die Litauer haben ſich damit abfinden 
müſſen. Dr. Neumann und die übrigen im Kauener Kriegsgerichtsprozeß von 1935 ver⸗ 
urteilten Memelländer haben die Wiederherſtellung ihrer bürgerlichen 
Ehrenrechte, die man ihnen auch nach der Entlaſſung aus dem Zuchthaus noch vor⸗ 
enthalten hatte, verlangt; der Staatspräſident hat am 44. November dieſem Verlangen 
entſprochen. In der Stadt Memel iſt das im Jahre 1923 geſtürzte Boruffia- 
Denkmal auf Grund eines Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſammlung wieder auf- 
gebaut worden. Bei der memelländiſchen Landespolizei iſt der Deutſche Gruß ein⸗ 
geführt worden. Das Direktorium hat in kategoriſcher Form die reſtloſe Beſeitigung 
der litauiſchen Staatsſicherheitspolizei aus dem Memelgebiete ge⸗ 
fordert. Es hat weiter unter Berufung auf Artikel 5 Ziffer 9 des Memelſtatuts, dem: 
zufolge die Kriminalgeſetzgebung zur Zuſtändigkeit der Organe der autonomen Regierung 
des Memelgebietes gehört, die Beſeitigun des Staatsſchutzgeſetzes vom 
30. Juni 1934, das trotz der Aufhebung des Kriegszuſtandes immer noch in Kraft 
iſt, verlangt. Ebenſo hat es gefordert, daß gemäß den Vorſchriften des Memelſtatuts das 
Recht der Film- und Preſſezenſur, ſowie das Recht der Aufenthalts- 
regelung für Ausländer im Memelgebiet in die Hände der autonomen Be— 
hörden zurückgelegt wird. Ulf. 

Das vom Gouverneur insgeſamt fünfmal vetierte Geſetz zur Regelung des 
Arbeitsmarktes und zur Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit iſt mit Zuſtimmung des 
Landesverwaltungsgerichts als „Polizeiverordnung zur Sicherung und Erhaltung des 
Arbeitsfriedens im Memelgebiet“ in Kraft geſetzt worden. Damit iſt eines jener vom 
Landtag beſchloſſenen Geſetze, durch die der ſozial und wirtſchaftlich ſchädliche Maſſen⸗ 
zuzug unerwünſchter Elemente aus Großlitauen eingeſchränkt werden ſollte, endlich wirk— 
ſam geworden. Die Polizeiverordnung beſtimmt in $ 4, daß im Memelgebiet fortan nur 
ſolche Arbeitnehmer in ein Arbeitsverhältnis eingeſtellt werden dürfen, die eine Arbeits: 
genehmigung vom Arbeitsamt desjenigen Kommunalverbandes beſitzen, in 
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deſſen Bezirk die Arbeitsſtelle liegt, und in 9 2, daß die Arbeitsgenehmigung 
nur dann zu erteilen iſt, wenn der Arbeitnehmer nachweiſt, daß er 
im Bezirk des Arbeitsamtes mindeſtens ſeit dem 1. Januar 1937 
feinen ſtändigen Wohnſitz hat. Es iſt damit en daß das Direktorium 
weitere Maßnahmen zum Schutze der memelländiſchen Wirtſchaft und Kultur ergreifen 
und auch noch andere vom Gouverneur vetierte Geſetze im Verordnungswege in Kraft 
ſetzen wird. Es iſt intereſſant, zu beobachten, daß ein Teil jener Kreiſe, die unter dem 
Schutz der litauiſchen Herrſchaft aus dem Oſten in das Memelland eingerückt ſind, ſeine 
Sache in dieſem deutſchen Lande ſchon verloren gegeben und den Rückzug nach Oſten 
angetreten hat. Das find die Juden. Seit der Aufhebung des Kriegszuſtandes haben 
über 2 000 Juden das Memelgebiet verlaſſen. Zahlreiche jüdifche Geſchäfte find ſeitdem 
in nichtjüdiſche Hände übergegangen. 

Im Memeldeutſchen Kulturverband iſt die kulturelle Einheitsorganiſation 
aller Deutſchen des Gebietes entſtanden. Der Verband hat es innerhalb weniger Wochen 
auf etwa 50 000 Mitglieder (bei einer Geſamteinwohnerzahl des eee 
von etwa 160 000 Seelen) gebracht. Er iſt ein Zuſammenſchluß aller derjenigen Memel⸗ 
länder, die ſich zum deutſchen Geiſt und zum deutſchen Kulturkreis bekennen. 
Der Verband hat einen uniformierten Or dnerdienſt 1 Als Abzeichen 
hat er die grüne Wolfsangel in weißem Kreis auf rotem Grund eingeführt. Der 
Gründer und Leiter des Verbandes iſt Dr. Ernſt Neumann, der, erſt im Februar 
d. J. aus dem Zuchthaus entlaſſen, ſich auch als politiſcher Führer der Memeldeutſchen 
durchgeſetzt hat. Sein Name ſteht an erſter Stelle auf der Memeldeutſchen 
Liſte, mit der die Deutſchen des Gebietes als geſchloſſene Einheit ſich zum Wahlkampf 
ſtellen. Der einen deutſchen ſtehen vier likauiſche Liſten gegenüber, die teils. 
parteipolitiſch, teils berufsſtändiſch eingeſtellt find, darunter bezeichnenderweiſe eine Lifte: 
der kommuniſtiſch orientierten großlitauiſchen Arbeiterſchaft, während die ehemals kommu⸗ 
niſtiſch geſinnten deutſchen Arbeiter längſt in die Einheitsfront der deutſchen Volksgemein⸗ 
ſchaft eingerückt find. Bei zwei der litauiſchen Liſten hat ſich die Wahlkreis kommiſſion! 
veranlaßt geſehen, vier der vorgeſchlagenen Kandidaten zu ſtreichen; es hat ſich bei dieſen 
um wegen ehrenrühriger Verbrechen vorbeſtrafte Perſonen gehandelt. Diſzipliniert 
und des Sieges ſicher gehen die Memeldeutſchen den am 11. Des 
zember ſtattfindenden Wahlen entgegen. Sie wiſſen, daß es diesmal. 
um mehr geht, als nur um die Wahl eines Landtags, der nach dem Ablauf der vorge⸗ 
ſchriebenen Zeit durch einen neuen abgelöſt wird. Dieſe Wahlen werden von den Memel⸗ 
deutſchen als ein Volksentſcheid gewertet, der für das künftige Schickſal des 
Memelgebietes von weitreichender Bedeutung ſein kann. 

„Heute bietet man uns Verhandlungen an“, hat der Vertreter Dr. Neumanns, 
Bertuleit, in einer Kundgebung der memeldeutſchen Arbeiterſchaft am 27. November 
geſagt, „die Vorausſetzung für Verhandlungen iſt die Ehrlichkeit des Verhandlungs⸗ 
partners. Wir glauben heute nicht mehr, daß der litauiſche Staat 
es mit uns ehrlich meint. Nach 15 Jahren fortdauernden Betruges glauben 
wir nicht mehr an leere Verſprechungen. .. In dieſen Tagen hatte ich Gelegenheit, mit 
verſchiedenen Perſönlichkeiten über unſere Wünſche zu ſprechen. Ich wies auf die Anorma⸗ 
litäten in unſerm Gebiet hin und ſagte, daß es an der Zeit ſei, dieſe Uebelſtände abzu⸗ 
ſtellen, ſonſt könnte eines Tages doch der Ruf „Heim ins Reich!” Wirklichkeit werden. 
Nachdem man die memeldeuffchen Beſchwerden gehört hatte, wurde an mich die Frage 
geſtellt, ob das alles wäre und ob wir damit zufrieden ſein würden, wenn man das 
Autonomieſtatut in allen Punkten durchführen würde. Ich habe darauf, ohne zu zögern, 
geantwortet: „Nein, das genügt uns heute nicht mehr!” Das Selbſtbeſtim⸗ 
mungsrecht, das damals für alle Völker proklamiert wurde, galt immer nur für die 
anderen. Man hat das Memelgebiet gegen ſeinen Willen vom Mutterlande abgetrennt 
und zur Beruhigung des eigenen Gewiſſens das Statut geſchaffen. Man hat uns nicht 
gefragt, ob wir mit dem Statut zufrieden ſind. Die vergangenen 15 Jahre haben uns die 
Augen geöffnet. Wenn man jetzt ſagt: Jetzt werden wir das Statut 
erfüllen‘, fo antworten wir: Wir glauben es euch nicht. Ihr 
werdet uns ſchon etwas mehr geben müſſen als das Statut!“ 

Während ſich die litauiſchen Behörden im Memelgebiet gegenüber dem Umſchwung, 
der ſich in den letzten Wochen vollzogen hat und organiſch weiter vollzieht, ziemlich paffiv 
verhalten, verſuchen politiſch verhetzte Elemente aus den Reihen der 
in den letzten Jahren in das Memelgebiet eingewanderten 
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Großlitauer, die um ihre bevorzugte Rechtsſtellung gegenüber der alteingeſeſſenen 
Bevölkerung des Gebietes fürchten, durch blutige Terrorakte und feige Ueberfälle 
die Entwicklung zu ſtören. Derartige Uleberfälle haben ſich z. B. am 16. November in 
Oſtiſchken, am 24. November in Clemmenhof, am 22., 23., 26. und 28. November in 
Memel ereignet. Die Opfer ſind zumeiſt deutſche Schulkinder geweſen, die bei den 
Ueberfällen z. T. mehr oder weniger ſchwer durch Schläge, Meſſer⸗ 
ſtiche oder Revolverſchüſſe verletzt worden find. In der Stadt Memel 
haben ſich die Ueberfälle zeitweiſe derart gehäuft, daß der Ordnerdienſt des Memel⸗ 
deutſchen Kulturverbandes ſich veranlaßt geſehen hat, einen Streifendienſt zu organifieren, 
und daß von den litauiſchen Militärbehörden, um ſchwereren Unruhen vorzubeugen, die 
Entwaffnung der ſeinerzeit vom Kriegskommandanten mit Stich- und Schußwaffen aus⸗ 
gerüſteten litauiſchen Jugendverbände verfügt worden iſt.“). Mit anderen Mitteln als 
dieſe verhetzten Elemente, die vor allem in den Reihen der litauiſchen Arbeiterorganiſationen 
und des Schauliſtenverbandes zu ſuchen ſind, glauben die beſonneren Kreiſe des litauiſchen 
Lagers im Memelgebiet den G8 der Entwicklung aufhalten zu können. Sehr lehrreich 
iſt in dieſer Hinſicht ein Beſchluß, der am 5. November in einer Sitzung des „Zen⸗ 
tralkomitees der litauiſchen Organiſationen im Memelgebiet“ 
gefaßt und in dem vor allem eine bevorzugte Berückſichtigung der einheimiſchen, nicht⸗ 
zugewanderten Memelländer bei der Beſetzung der ſtaatlichen Behörden, die im Memel⸗ 
gebiet ihren Sitz haben, die ausſchließliche Beſetzung des Gouvernements (einſchließlich des 
Gouverneurspoſtens) mit Memelländern und die Ausſchaltung der zugewanderten 
Großlitauer aus der Führung ſämtlicher wirtſchaftlicher Organiſationen des Memel⸗ 
gebietes verlangt worden iſt. Dieſe Forderungen find vom Zentralkomitee durch eine 
befondere Delegation dem Staatspräſidenten Smetona vorgelegt worden, der, wie es 
heißt, nach anfänglicher glatter Ablehnung, die enttäuſchte Delegation mit einer 
bedingten Zuſage nach Hauſe geſchickt haben ſoll. 

In den Kreiſen der litauiſchen Regierung ſteht man den memelländiſchen Dingen 
ziemlich ratlos gegenüber. Man ſcheint es dort im Augenblick nicht für ratſam zu halten, 
in der memelländiſchen Angelegenheit grundſätzliche Entſchlüſſe zu faſſen. Man läßt die 
Dinge im Memelgebiet ſelbſt alſo zunächſt einmal treiben. Zugleich aber verſucht man, 
un anderer Stelle wieder etwas Boden unter die Füße zu bekommen. Dieſe andere Stelle 
iſt das Verhältnis zu Polen. Der Ausbau der Beziehungen zu dieſem Nachbarn hatte, 
nachdem er durch das polniſche Ultimatum vom 17. März d. J. in Fluß gebracht worden 
war, wohl zur Unterzeichnung einiger Abkommen über den Flößerei⸗, Poſt⸗, Eiſenbahn⸗ 
verkehr uſw. geführt, war dann aber bald an der Frage eines polnifch-litauifchen Handels⸗ 
vertrages wieder ins Stocken geraten. Litauen hatte es nicht allzu eilig, und Polen war 
zu ſtark durch die tſchecho⸗ſlowakiſchen Ereigniſſe in Anſpruch genommen. Jetzt, zu gleicher 
Zeit mit dem Umſchwung im Memelgebiet, ſetzt Litauen die Annäherungspolitik gegenüber 
Polen, auf die es ſich ſeinerzeit nur unter ſtarkem direkten Druck eingelaſſen hatte, aus 
eigenem Antrieb fort. Es hat ſich zu Zugeſtändniſſen bereit gefunden, über die es vor 
einiger Zeit auch nur zu diskutieren abgelehnt hat. Am 22. November iſt eine litauiſch⸗ 
polniſche Erklärung über die Befriedung der öffentlichen Meinungsbildung veröffentlicht 
worden, derzufolge alle in der Preſſe, im Rundfunk oder durch andere Mittel ver⸗ 
breiteten Nachrichten des einen Staates über die Ereigniſſe und Lebensintereſſen des 
anderen Staates vom Geiſte der Objektivität getragen werden und keine unfreundlichen 
Tendenzen aufweiſen ſollen. In der Erklärung haben die beiden Regierungen weiter 
geſagt, daß ſie die notwendigen Bemühungen unternehmen werden, um in beiden Staaten 
eine Atmoſphäre des gegenſeitigen Wohlwollens und Vertrauens zu en die 
geeignet iſt, jene Fragen zu esch ge, die beide Staaten intereſſieren. Am 28. Novem⸗ 
ber find die vor einigen Monaten abgebrochenen Handelsvertragsperhandlungen wieder 
aufgenommen worden. Das pſychologiſch bezeichnendſte Moment der neuen Etappe der 
litauiſch⸗polniſchen Beziehungen aber iſt folgendes: Am 25. November iſt auf Anordnung 
des litauiſchen Innenminiſters der Verband zur Befreiung Wilnas aufgelöſt worden. 
Damit verſchwindet aus dem politiſchen Leben Litauens eine Organiſation, die mehr als 
ein Jahrzehnt hindurch die Einſtellung der litauiſchen Oeffentlichkeit gegenüber Polen 


) Dr. Neumann hat in einer Anſprache vor den Vertrauensleuten der Memeldeutſchen Lifte und des 
Kulturverbandes die Entfätoflenheit der Deutſchen, gegenüber ſolchen Gewaltakten zu tatkräftiger Gegenwehr zu 
greifen, in unmißverſtändlichen Worten betont: „Bit werden niemanden provozieren. Wir werden der Provo⸗ 
kation ausweichen, ſoweit ſich das mit unſerm Selbſtbewußtſein und unſerem J ll t l verträgt. Aber da, 
wo wir einen Lumpen ſehen, der ne Schulkinder und 1 Lan mißhandelt, weil fie ſich mit dem Deutſchen 
Gruß grüßten, da bläut dem ſeine Knochen ein, daß ihm ſeine Landesfarben nicht mehr ausgehen.“ 
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maßgebend beeinflußt und ſich ſtets in Lebereinftimmung mit den Anſchauungen der 
regierenden Kreiſe befunden hat. Man muß die Auflöſung dieſes Verbandes, in der der 
Verzicht auf Wilna zum Ausdruck zu kommen ſcheint, als die moraliſch Kapitulation 
Litauens vor Polen bezeichnen. Ihr ſteht als Gegenleiſtung auf polniſcher Seite die etwas 
verſpätete Erkenntnis gegenüber, daß die Litauer ein Recht darauf haben, als eigenes 
Volkstum gewertet zu werden, und daß es falſch iſt, in ihnen ſo etwas wie vorüber⸗ 
gehend verhinderte Polen zu ſehen. 

Der Zuſammenhang der litauiſchen Nachgiebigkeit gegenüber Polen mit der Ent⸗ 
wicklung im Memelgebiet liegt auf der Hand. Nach dem Ausfall der Sowjetunion und 
angeſichts der erwieſenen Unluſt oder auch Unfähigkeit der Weſtmächte, das Riſiko 
einer politiſchen Intervention im öſtlichen Mitteleuropa auf ſich zu nehmen, ſcheint die 
litauiſche Regierung in dem Spiel um Memel die polniſche Karte, die letzte, die ihr 
geblieben iſt, ausſpielen zu wollen. Jedenfalls läßt ſich ein anderer zwingender Grund, 
der die litauiſche Regierung zu dieſer auffälligen Beſchleunigung des Tempos ihrer An⸗ 
näherung an Polen veranlaßt hat, nicht erkennen. Um falſchen Hoffnungen vorzubeugen, 
erſcheint es angebracht, folgendes feſtzuſtellen: Durch Polen wird die Normaliſierung der 
Memelfrage von der Bahn, auf der fie ſich gegenwärtig befindet, nicht abgedrängt werden. 
Die Memelfrage wird auch nicht mit irgendwelchen, von dritter Seite etwa erwogenen 
Plänen, die die Geſamtlage Litauens berühren, in Verbindung gebracht werden können. 
Die Souveränitätsrechte Litauens über das e ſind nicht unwiderruflich. 
Der Wille der alteingeſeſſenen Bevölkerung des Memelgebietes muß als der allein über 
das Schickſal dieſes Gebietes beſtimmende Faktor anerkannt werden. Das heißt: das 
Memelgebiet muß von litauiſcher Seite als ein ſeinem Volkstum nach deutſches 
Gebiet anerkannt werden. Die Tätigkeit des Litauiſchen Weſtverbandes, 
der die Litauiſterung des Memelgebietes erſtrebt und darüber hinaus litauiſche Anſprüche 
auf heute reichsdeutſche Gebietsteile geltend zu machen verſucht, muß ebenſo wie es mit 
dem Verband zur Befreiung Wilnas geſchehen iſt, eingeſtellt werden. Die litauiſche 
Regierung muß anerkennen, daß die Intereſſen, die Litauen im Memelgebiet zu vertreten 
hat, nicht volkspolitiſcher, ſondern (in bezug auf den Memeler Hafen) ausſchließlich 
verkehrspolitiſcher Natur find. Die Memelfrage muß fo ge: 
ordnet werden, daß von ihr keine Störung der Beziehungen 
zwiſchen dem Deutſchen Reich und Litauen mehr ausgehen kann 
und daß ſie nicht mehr von dritter Seite dazu ausgenutzt werden 
kann, Litauen zu einer Politik zu veranlaſſen, die nicht feinen 
Intereſſen entſpricht. 


Die Deutſche Regierung und die Tſchecho⸗ſlowakiſche Regierung, von dem Wunſche geleitet, im 
Deutſchen Reich und beſonders in den ſudetendeutſchen Gebieten bzw. in dem Geſamtſtaat der 
Tſchecho⸗ Slowakei und in deſſen einzelnen Ländern die Lage der beiderſeitigen Volksgruppen im 
Geiſt einer verſtändnisvollen Zuſammenarbeit zu regeln, erklären folgendes: 


1. Die beiden Regierungen ſind gewillt, über die Fragen, die die Erhaltung, freie Entwicklung 
und Betätigung des Volkstums der oben genannten Volksgruppen betreffen, ſich fortlaufend 
zu verſtändigen. 


2. Es wird ein ſtändiger deutſch⸗ tſchecho⸗ſlowakiſcher Regierungsausſchuß gebildet, der grund⸗ 
ſätzliche und Einzelfragen aller Art, die ſich auf das Volkstum der oben genannten Volksgruppen 
und ihrer Angehörigen beziehen, im Verhandlungswege zu regeln hat. 


3. Dieſer Regierungs aus ſchuß beſteht aus vier ſtändigen Mitgliedern, nämlich je einem Vertreter 
des deutſchen und des tſchecho⸗ſlowakiſchen Außenminiſteriums und aus je einem Vertreter des 
deutſchen Reichsminiſteriums des Innern und des tſchecho⸗flowakiſchen Innenminiſteriums in Prag. 
Erforderlichenfalls wird ſich der Regierungsausſchuß durch eine beiderſeits gleiche Zahl von Ver⸗ 
tretern aller Reſſorts ergänzen, ſowie Vertreter der oben genannten Volksgruppen und Sach⸗ 
verſtändige zuziehen. 


4. Der Regierungsausſchuß hält ſeine Sitzungen unter wechſelndem Vorſitz abwechſelnd in 
beiden Staaten ab. 


5. Falls in dem Regierungsausſchuß keine Einigung erzielt wird, bleiben unmittelbare Verhand⸗ 
lungen zwiſchen den beiden Regierungen vorbehalten. 
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Polen gegen den Wiener Schiedsſpruch 


Die polniſche Politik iſt in der karpathenukrainiſchen Frage weiterhin aktiv 
geblieben. Sie hat ihre Verſuche, Ungarn zur Okkupation der Karpathenukraine 
aufzuſtacheln, und ihre Bemühungen, Rumänien für den von ihr verfolgten Plan einer 
gemeinſamen Grenze mit Ungarn 955 gewinnen, fortgeſetzt. Ihre Beſtrebungen ſind dahin 
gegangen, Polen, Ungarn und Rumänien zu einem gegen die Karpathen⸗ 
ukraine gerichteten Block zuſammenzufügen. Hierüber hat es im „Iluſtrowany 
Kuryer Codzienny“ vor kurzem geheißen: „Alle Staaten, die durch eine künſtliche politiſche 
Bewegung wie die ukrainiſche bedroht ſind, ſollten nach gegenſeitiger Verſtändigung 
ſtreben, um dem Umſtürzlertum einen Damm entgegenzuſetzen. Polen erkennt das Recht 
der rutheniſchen Bevölkerung auf ein eigenes nationales Leben im Rahmen des polniſchen 
Staates an. Aber es kann ſich nicht damit einverſtanden erklären, daß die innere politiſche 
Bewegung die Grenzen des Staates bedroht. Auf dem gleichen Standpunkt ſollten 
Rumänien und Ungarn ſtehen, das in Kürze den Reſt der Karpathenukraine erhalten 
kann. Die Verſtändigung dieſer drei Staaten kann einen ſtarken 
Dammgegeneine weitere Ausbreitung des Ükrainertums bilden“. 


Mit einer Flut von Gerüchten hat die polniſche Preſſe in den letzten Wochen 
gegen die Karpathenukraine Stimmung gemacht. Täglich iſt da von blutigen Unruhen, 
von Hungerrevolten, von Maſſenmetzeleien uſw. die Rede geweſen. Bemerkenswerterweiſe 
hat ſich auch das Organ des polniſchen Außenminiſters, die „Gazeta Polſka“ an der 
Kolportierung dieſer Gerüchte beteiligt. Es lohnt ſich nicht, ſich mit all' den Schauer⸗ 
märchen, die da täglich aufgetiſcht worden find, auseinanderzuſetzen. Es genügt die Feſt⸗ 
ſtellung, daß ausländiſche Berichterſtatter, die die in der Karpathenukraine zur Zeit herr⸗ 
ſchenden Zuſtände aus eigener Anſchauung kennen, weder Unruhen noch Metzeleien 
beobachtet, ſondern im Gegenteil das ernſte Bemühen der karpathenukrainiſchen Regierung 
feſtgeſtellt haben, der Schwierigkeiten Herr zu werden, die ſich mit der Umgeſtaltung der 
politiſchen Verhältniſſe naturnotwendig eingeſtellt haben. 

Mit ſeiner Haltung in der karpathenukrainiſchen Frage hat ſich Polen als ein 
Gegner des Selbſtbeſtimmungsrechtes der Volker bekannt. Es hat 
ſich damit jenem Ordnungsprinzip entgegengeſtellt, durch deſſen Anwendung es ſoeben erſt 
gelungen ift, einen europäiſchen Krieg zu vermeiden. Uebrigens hat Polen geglaubt, ver⸗ 
ſchiedene Bundesgenoſſen feiner gegen die Karpathenukraine gerichteten Beſtrebungen ge: 
funden zu haben. So hat es natürlich vor allem auf Ungarn gehofft. Dort gibt 
es ja tatſächlich Kreiſe, die den Wiener Schiedsſpruch als einen Verſtoß gegen die Idee 
der Stefanskrone bekämpfen und die die Grenzen ihres Staates (nicht bloß nach Norden!) 
über die äußerſten Ränder des madjariſchen Volksbodens hinaus vorzutragen gedenken. 
In dieſen Kreiſen ſcheint es ſehr ſchnell in Vergeſſenheit geraten zu ſein, daß ohne die 
Unterſtützung des Deutſchen Reiches Ungarn von der Tſchecho-Slowakei auch nicht ein 
einziges Dorf zurückerhalten hätte! Gewiſſe Hoffnungen hat Polen in der Farpathen- 
ukrainiſchen Frage auch auf die Weſtmächte ſetzen zu dürfen geglaubt, vor allem 
auf England, deſſen Einfluß auf das in dieſer Frage den polniſchen Abſicht widerſtrebende 
Rumänien in Polen recht hoch eingeſchätzt worden iſt!). Schließlich hat man in 
Polen auch auf Grund einiger italieniſcher Preſſeſtimmen beobachten wollen, 
daß in der Frage der Nordgrenze Ungarns Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Deutſch⸗ 
land und Italien aufgetaucht ſind. 

Polen hat es weiterhin abgelehnt, den Wiener Schiedsſpruch als endgültig anzu⸗ 
erkennen. Ja, noch mehr: Es ift in Polen ganz offen die Forderung nach einer 
militäriſchen Beſetzung der Karpathenukraine durch polniſche 
Truppen aufgeſtellt worden, fo auf einer Kundgebung des „Preſſekomitees für den 
Kampf für die gemeinſame polniſch-ungariſche Grenze“ in Warſchau. Und tatſächlich hat 


. 1) Zwar nicht als eine amtliche Stellungnahme, aber immerhin doch als ein Ausdruck der polniſchen Ver⸗ 
ftimmung gegenüber Rumänien iſt ein in der Wochenſchrift „Merkuryusz Polſki“ erſchienener Artikel zu werten, 
deſſen Verfaſſer ſich einer bemerkenswert maſſiven Sprache bedient: „.. Die feit den Zeiten Albrechts ſtets 
verräteriſche Wallachei bleibt ihren ſchmutzigen Traditionen treu bis ins Letzte.. Sie fürchten, daß mit dem 
Anwachſen der polniſch⸗ungariſchen Macht die Zeit kommen werde, wo man über das den Ungarn geraubte 
Siebenbürgen ſprechen werde. Sie fürchten um das geraubte Siebenbürgen. Der Herrgott läßt ſich Zeit, aber 
er iſt gerecht. Die polniſch⸗ungariſche Grenze werden wir bekommen, auch gegen unjeren falſchen ‚Bundes- 
genoſſen. Aber dieſen Verrat von heute werden wir im Gedächtnis behalten und uns ſeiner im entſprechenden 
Augenblicke erinnern. Gerade dann, wenn Siebenbürgen zur Sprache ſtehen, wird. Und ſprechen werden wir 


einmal über Siebenbürgen, heſtimmt werden wir einmal darüber ſprechen. .. 
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i olen in der karpathenukrainiſchen Frage nicht auf eine Propaganda mit Worten 
Dante Es ift nſcht 1 klar, welche Kreiſe dahinter ſtehen: Tatſache aber iſt, daß in 
letzter Zeit im karpathenukrainiſchen Grenzgebiet gegen Polen mehrfach bewaffnete 
polniſche Banden gefaßt worden ſind, deren Aufgabe es geweſen iſt, Unruhe 
in die Bevölkerung zu tragen, Brücken und andere wichtige Bauten zu ſprengen und das 
Vertrauen in die ſtaatliche Ordnung zu untergraben. Es iſt, wie geſagt, nicht ganz klar, 
welche Kreiſe dahinter ſtehen. Es iſt aber wohl zweckmäßig, dieſe Umtriebe, die die Prager 
Regierung dazu veranlaßt haben, den militäriſchen Schutz der karpathenukrainiſchen 
Grenze gegen Polen durch eine motorifierte Diviſton zu verſtärken, in einen Zuſammenhang 
mit den Ereigniſſen zu bringen, die ſich an der ſlowakiſch⸗polniſchen 
Grenze abgeſpielt haben: Polniſche Truppen haben die auf Grund der Anfang Novem⸗ 
ber getroffenen Vereinbarung von der Slowakei an Polen abzutretenden Gebiete, deren 
Uebergabe vereinbarungsgemäß am 1. Dezember erfolgen ſollte, bereits am 25. bzw. 
27. November befeß£”) und find dabei im Gebiet von Tſchatſcha über die von der Grenz⸗ 
feſtſetzungskommiſſion bezeichnete Linie hinaus ein Stück in das auf Grund der genannten 
Vereinbarung bei der Slowakei verbleibende Land eingerückt. Es hat ſich hierbei um eine 
wohl überlegte Aktion, um eine politiſche Riſikoprobe für eine gewalt⸗ 
fame Löfung der karpathenukrainiſchen Frage gehandelt. 

Es fällt auf, daß das Keſſeltreiben gegen die Karpathenukraine nach 
dieſen Ereigniſſen an der polniſch⸗ſlowakiſchen Grenze abgeſtoppt worden iſt. Der 
zur Schaffung vollendeter Tatſachen (nach dem Vorbilde Wilnas) aufreizenden Sprache 
der polniſchen Preſſe iſt eine merkliche Enttäuſchung über die zögernde 
Haltung der Budapeſter Regierung gefolgt, die ſich trotz der polniſchen 
Ermunterungen nicht ge eigenmächtigen Handlungen gegen die Karpathenukraine hat hin⸗ 
reißen laſſen. Dieſe Regierung, ſo heißt es in Polen, habe es nicht verſtanden, „die mehr⸗ 
mals außerordentlich günſtigen Gelegenheiten zur Verwirklichung der für die weitere 
Exiſtenz des ungariſchen Staates hoch bedeutſamen (2) territorialen Forderungen aus⸗ 
zunutzen“. Durch ihre Unentſchloſſenheit habe fie die polniſche Regierung, die zu einer 
katkräftigen Unterſtützung jeder auf eine Vereinigung der Karpathenukraine mit Ungarn 
abzielenden Aktion bereit geweſen ſei, in eine peinliche Lage verſetzt. Unter dieſen, „durch 
die formaliſtiſchen und bürokratiſchen Methoden“ der Budapeſter Regierung verurſachten 
Umſtänden ſehe ſich die polniſche Regierung gezwungen, die karpathenukrainiſche Ange 
legenheit als „im Augenblick nicht mehr aktuell“ zu betrachten, da nach Lage 
der Dinge die Initiative in dieſer Frage von der Budapeſter Regierung ausgehen müffe 

Nach den Meldungen des Preſſebüros der Karpathenukraine hat die 
Regierung des Landes ihr Hauptaugenmerk zunächſt auf die Verſorgung der 
Bevölkerung mit Lebensmitteln und auf die Durchführung der durch die 
neue Grenzziehung dringend notwendig gewordenen Verkehrsbauten gerichtet. 
Nach dem Berluſt der beiden größten Städte Ungvar und Munkacs, ſoll die neue Haupt⸗ 
ſtadt des Landes, Chuſt, entſprechend ausgebaut werden. Der bisher nur in Anſätzen 
vorhandenen Induſtrie will die Regierung unter Ausnutzung der zumeiſt noch unge⸗ 
hobenen Bodenſchätze, der Kohlen, Erdöl⸗, Salz⸗, Kalkſtein⸗, Kaolin⸗ und fonftigen 
Vorkommen, ihre beſondere Förderung zuteil werden laſſen. Die Heiminduſtrie 
wird als ſtark entwicklungsfähig betrachtek. Die Wälder, die weit mehr als die Hälfte 
der Landesfläche bedecken, ſollen die Grundlage einer vielſeitigen Holzinduſtrie bilden, 
während die bisher noch völlig unregulierten Gebirgsflüſſe der Energiewirtſchaft nutzbar 
gemacht werden können. Uff. Durch die Abtrennung ihrer ſüdlichen Landesteile hat die 
Karpathenukraine zwar wirtſchaftlich wertvolle Gebiete an Ungarn verloren; zugleich 
aber hat ſie an völkiſcher Geſchloſſenheit gewonnen. Der Anteil des 
ukrainiſchen Elementes, der innerhalb der Trianoner Grenzen nur etwa 65 v. H. betragen 
hat, iſt auf über 8 0 v. H. geſtiegen. Verblieben find im Lande nur kleinere Gruppen 
von Slowaken, Rumänen, Madjaren, Deutſchen und Juden. Durch 
volkspolitiſche Probleme, die als Territorialprobleme akut werden könnten, iſt die 
Karpathenukraine in ihrem heutigen Umfang nicht mehr belaſtet. 

Der Wille und die Möglichkeit zu einem erfolgreichen Aufbau des Landes ſind ohne 
Zweifel vorhanden. Ueber die Schwierigkeiten, die ſich aus der wirtſchaftlichen Zurück⸗ 


ich da 
b chwierigkeiten geſtoßen. Nach flowakiſcher Darftellun: at die Bevölkerung Barrikaden 
errichtet, um den polniſchen eg die u ' Awo 0 
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gebliebenheit und dem ziviſatoriſchen Tiefſtand des Landes für einen ſolchen Aufbau 
ergeben, braucht man ſich in Polen, wo man mit dieſen Momenten gern als Argument 
gegen die Exiſtenzberechtigung der Karpathenukraine operiert, nicht den Kopf zu zerbrechen. 
Man kann wohl von vornherein annehmen, daß die materiellen und kulturellen Belange 
der Bevölkerung dieſes kleinen Landes bei einer in Chuſt ſitzenden und aus IIkrainern 
beſtehenden Regierung beſſer aufgehoben ſein werden, als bei einer Regierung, die dieſes 
Land und ſeine Bewohner unter dem Geſichtswinkel der gemeinſamen Grenze zwiſchen 
Ungarn und Polen betrachtet. Die Frage dieſer gemeinſamen Grenze iſt, wie geſagt, 
nach polniſcher Auffaſſung „im Augenblick“ nicht aktuell. Es iſt nach der ſtarken Aktivität, 
die Polen in dieſer Frage bisher entfaltet hat, aber anzunehmen, daß die polniſche Politik 
auch in Zukunft jede Gelegenheit wahrnehmen wird, der Karpathenukraine Schwierigkeiten 
zu machen. Es liegt nahe, die Unterredungen des polniſchen Bot⸗ 
ſchafters in Moskau mit dem Außenkommiſſar Litwinow⸗ 
Finkelſtein, die in einer am 27. November d. I. veröffentlichten Erklärung“) 
ihren Niederſchlag gefunden haben, in einen urſächlichen Zuſammenhang mit der kar⸗ 
pathenukrainiſchen Frage zu bringen. Wenn ſich dieſe Erklärung auch ſtreng im Rahmen 
des polniſch⸗ſowjetiſchen Nichtangeiffspaktes von 1932 bewegt, ſo verdient dieſer Verſuch 
der polniſchen Poliei, die feit Jahren ſtagnierenden Beziehungen zu 
dem öſtlichen Nachbarn wieder in Fluß zu bringen, um gegebenenfalls 
mit dieſem gemeinſam einer Aufrollung der ukrainiſchen Frage entgegenzutreten, das 
ſtärkſte Intereſſe aller derjenigen Faktoren, die der begründeten Auffaſſung ſind, daß jede 
Einſchaltung der bolſchewiſtiſchen Macht in die Fragen der europäiſchen Politik den auf 
die Sicherung des Friedens gerichteten Bemühungen hinderlich iſt. 


a) V. der Erklärung werden folgende Feſtſtellungen getroffen: 

1. Grundlage für die Beziehungen zwiſchen Polen und der Sowjetunion bleiben auch weiterhin in ihrer 
ganzen Ausdehnung alle beſtebenden Verträge einſchließlich des agel 'owjetruffiſchen Nicht ⸗ 
angriffspaktes vom 25. Juli 1932. Dieſer Vertrag, der für fünf Jahre abgeſchloſſen und am 5. Mai 1934 
bis zum 31. Dezember 1945 verlängert worden iſt, beſitzt eine ausreichend breite Grundlage zur Gewährleiſtung 
der 2. 077 been een en fehle ic Beziehungen zwiſchen den beiden Ländern. 

2. Die beiden Regierungen ſtellen ſich zu der Frage der Vergrößerung der gegenſeitigen Handels ⸗ 
u n ä Be poſitiv ein. 
J. Beide Regierungen find ſich über die Notwendigkeit einig, eine Reihe von Herden poſitiv u erledigen, 
die ſich aus den gegenſeitigen vertraglichen Beziehungen ergeben. Es handelt ſich hierbei insbeſondere um die 
rüdftändigen Angelegenheiten und um die Erledigung der in der letzten Zeit erfolgten Grenzzwiſchenfälle. 


Angarn und ſeine neuen Gebiete 


Die Volkstumsgrenze zwiſchen Slowaken und Ukrainern auf der einen und 
Madjaren auf der anderen Seite iſt unſcharf und verſchwommen. Dort eine den volks⸗ 
politiſchen Geſichtspunkten gerecht werdende Grenzziehung zwiſchen Ungarn und der 
Tſchecho⸗Slowakei zu finden, iſt erheblich ſchwieriger geweſen als die Feſtſetzung der neuen 
Staatsgrenze im böhmiſch⸗mähriſchen Raum, wo ſich deutſches und tſchechiſches Volkstum 
ungleich ſchärfer von einander krennen laſſen. Dort, in der zwiſchen Ungarn und der 
Tſchecho⸗Slowakei ſtrittig geweſenen Zone, geht ein Volkstum allmählich in das andere 
über, und die Sprache, die bei den Volkszählungen erfragt worden iſt, erweiſt ſich dort 
mitunter mehr als ein Hindernis denn als ein Hilfsmittel der Volkstumsbeſtimmung. Es 
kommt hinzu, daß dieſe Zone noch an verſchiedenen Stellen von deutſchen Volkstums⸗ 
gruppen durchbrochen und obendrein ſtark mit Juden durchſetzt iſt, die namentlich in den 
Städten beträchtliche Minderheiten, mitunter ſogar Mehrheiten bilden“). 

Der Wiener Schiedsſpruch hat Ungarn einen Gebietszuwachs von 12400 
Quadratkilometer und einen Bevölkerungs zuwachs von 1064 000 
Menſchen gebracht. Damit hat Rumpfungarn ſowohl gebiets⸗ wie bevölkerungsmäßig 
einen Zuwachs von rund einem Siebentel erhalten. Maßgebend für die Wiener Grenz⸗ 
ziehung ſind die Ergebniſſe der ungariſchen Volkszählung von 1910 
geweſen. Nach dieſer haben auf dem Gebiet, aus dem 1918/0 die Slowakei und die 
Karpathenukraine gebildet wurde, 896 724 bzw. 174 602, zuſammen alſo 1070873 
Madjaren gewohnt, alfo etwa ebenfo viele, wie Ungarn durch den Wiener Schieds⸗ 
ſpruch Menſchen erhalten hat. Die madjariſche Bevölkerung der Tſchecho⸗Slowakei hat 


*) Nach den Ergebniſſen der tſchecho⸗ſlowakiſchen Volkszählung von 1930 hat es in der Slowakei 136 767 
und in der Karpathenukraine 102 542 Konfeſſionsjuden gegeben; das ſind 4,11 bzw. 14,14 v. H. 
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jedoch in den erſten Jahren nach dem Kriege erheblich abgenommen. Vor allem die mad: 
jariſche Intelligenz hat damals das von Ungarn losgetrennte Gebiet zum größten Teile 
verlaffen. Nach den Ausweiſen des ungariſchen Flüchtlingsamtes find in den Jahren 
1918 bis 1924 annähernd 107000 Madjaren aus der Tſchecho⸗ 
Slowakei nach Ungarn ausgewandert. Es iſt alſo anzunehmen, daß die 
madjariſche Bevölkerung der Tſchecho-Slowakei im Jahre 1938 weniger Seelen gezählt 
hat als im Jahre 1910, wobei noch zu bemerken iſt, daß ſich unter den vor dem Kriege 
als „Madjaren“ Gezählten viele Perſonen befunden haben, die in Wirklichkeit einem 
anderen Volkstum angehört haben. Nach der tſchecho⸗ſlowakiſchen Volks⸗ 
zählung von 1930 haben in der Slowakei 571 988 und in der Karpathenukraine 
109 472, zuſammen alſo 6841 960 Madjaren tſchecho⸗ſlowakiſcher 
Staatsangehörigkeit gelebt. Zählt man noch die 26 682 Madjaren fremder 
Staatsangehörigkeit hinzu, ſo hat es damals in den beiden Ländern insgeſamt 708 142 
Bewohner madjariſcher Volkszugehörigkeit gegeben. Von dieſen ſind nach kſchechiſchen An⸗ 
gaben ungefähr 180 000 (2) auch nach der neuen Grenzziehung auf ſlowakiſch⸗karpathen⸗ 
ukrainiſchem Gebiet verblieben. Dafür find über 300 000 Slowaken und über 
60000 Ufrainer, ferner über 100000 Juden uſw. an Ungarn gekommen. 
Die Bevölkerung der Abtretungszone iſt zu etwa rs v. H. in der Landwirt⸗ 
ſchaft beſchäftigt. Dieſe Zone hat eine noch ſtärker betonte agrariſche Struktur 
als Rumpfungarn, von deſſen Bevölkerung die Hälfte auf die Landwirtſchaft entfällt. 
Den Zuwachs, den die ungariſche Landwirtſchaft mit den von der Tſchecho⸗Slowakei ab⸗ 
getrennten Gebieten erhält, zeigt nachſtehende Uleberſicht, deren Zahlen auf Grund der 
lſchecho⸗ſlowakiſchen Agrarſtatiſtik von 1929 errechnet und mit den Produktionsdaten 
Rumpfungarns für das Jahr 1937 in Vergleich geſetzt ſind (nach den Angaben des 
„Peſter Lloyd“ vom 6. November 1938): 
Rumpfe Neue Zunahme Rumpfe Neue Zunahme 
ungarn Gebiete in / ungarn Gebiete in / 

Bevölkerung (in 1000). . . 9055 1060 11,7 Ernte (in 1000 q.) 

davon In der Lan dwirtſchaft 4275 5 450 15, Weizen . r l , 


und ſonſtige 4 10,1 Roggen 6178 1240 20.1 
Geſamtanbaufläche Ger ie 5 569 1686 30,5 
(in 1000 Rat-306) . . - 16175 2160 133 Hafer. 22704 686 255 
eigen 2578 350 15,5 Mals . 27 587 1145 42 
Roggen 1083 164 15,6 Kartoffel . . 235 505 5 502 8,8 
Sf e 812 1% 25,4 Zuckerrüben 0 126 4809 48,0 
Hafer 40⁰ 90 29,4 Viehbeſtand (in 1000 Stück) 
Mas 207 114 5,5 Pferde 798 117 14,6 
Kartoffel 512 9 18,9 Rinder F . . 175 557 19,2 
uckerrübenn 82 54,7 Schweine 2633 325 12,4 
Waldfl. (in 1000 Kat.⸗Joch) 2 000 40 23,5 Schak fkk... 195 15,1 


Der landwirtſchaftliche Gewinn Ungarns ift groß; er wird ſich ſowohl in der Binnen: 
wirtſchaft wie im Außenhandel auswirken. Auch der induſtrielle Zuwachs, den 
Ungarn mit den neuen Gebieten erhält, iſt beträchtlich Die ungariſche Induſtrie gewinnt 
neue Rohſtoffquellen für ihren Holz-, Eiſenerz⸗, Magneſit⸗, Antimon-, Kaolin⸗ und Kalk⸗ 
ſteinbedarf. Von größter Bedeutung iſt dabei für das holzarme Ungarn zweifellos der 
Zuwachs an Waldgebieten. Doch auch die Minerallager find nicht zu unter⸗ 
ſchätzen. Ein wertvoller Gewinn iſt auch die auf der Landwirtſchaft aufgebaute Induſtrie 
der Großen Schüttinſel mit ihren zahlreichen Zucker- und Spiritusfabriken. Bei einem 
Vergleich der Zahlen der in der Induſtrie Rumpfungarns (nach dem Stande von 1937) 
und der neuen Gebiete (nach dem Stande von 1930) ergibt ſich folgendes Bild (nach den 
Angaben des „Peſter Lloyd“ vom 6. November 1938): 


Beſchäftigte Arbeiter 


Induſtriezweig Rumpfungarn Neue Gebiete Zunahme in % 
Eiſen⸗, Stahl⸗ und Maſchineninduſtrie 79 97⁵ 2700 34 
Waſſer⸗, Gas⸗ und Elektrizitätswerke 9421 3300 35,0 
Stein⸗, Ton⸗ und Glasinduſtrie 28 866 4.000 13,8 
olginduftrie. . 2 2 nenn 12590 1800 14,3 
ederindufttie . . 2.2... 6302 400 63 
Se e 67 659 750 11 
Belleidungsinduftrie . . 2... - 9152 900 4,4 
eee e e a 5 268 1200 22,8 
hemiſche Induſtrie h 5 12 323 300 2% 
Lebensmitielinduftrie . . . 32 728 9300 28,4 
Bernielfähtigungsinduftrie 7296 800 11,0 
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Das find zuſammen in Rumpfungarn rund 275 000 und in den neuen Gebieten rund 
25 000 in den genannten Induſtriezweigen beſchäftigte Arbeitskräfte. Das iſt ein 
Zuwachs von rund 9 v. H. In der Bauinduſtrie der neuen Gebiete ſind außerdem 
10 000 und im Bergbau etwa 2 300 Perſonen Wet Beſonders wichtig ſind für 
Ungarn die Eiſen vorkommen von Jenſau, Roſenau uſw. Bisher ſind 
nämlich die größten ſchwerinduſtriellen Werke Ungarns in Rina⸗Murany faſt ausſchließ⸗ 
lich auf den Rohſtoffimport angeweſen geweſen. Durch die Zuteilung der genannten 
Erzvorkommen wird Ungarn in die Lage verſetzt, ſeinen Erzbedarf zum weitaus größten 
Teil im Inland zu decken und ſich vom Ausland unabhängig zu machen. Ungarn hat 
alſo berechtigten Anlaß, ſowohl in nationaler wie in wirtſchaftlicher Hinſicht mit dem 
Ergebnis des Wiener Schiedsſpruches zufrieden zu ſein. Lothar Roſſipaul. 


Macht und Wiriſchaſt in Oſtmitteleuropa 


Noch niemals hatte die franzöſiſche Oſteuropapolitik ſo günſtige Vorausſetzungen zum 
Handeln gefunden wie nach Verſailles. Hatte ſie ſich bis dahin ſtets damit begnügen 
müſſen, in Oſteuropa die Bundesgenoſſenſchaft von Staaten zu ſuchen, die Anſpruch 
darauf erheben konnten, von ihr als gleichwertige Mächte behandelt zu werden, ſo 
ſah ſich die franzöſiſche Politik nach Verſailles im öſtlichen Mitteleuropa einem in eine 
große Zahl von Mittel- und Kleinftaaten zergliederten Raum, alfo einer Situation gegen: 
über, die es ihr ermöglichte, den Verſuch zu unternehmen, den ganzen breiten Ländergürtel 
zwiſchen dem Weißen Meer und der Oſtſee im Norden und der Adria und dem Schwarzen 
Meer im Süden ihrem Ziel der dauernden Niederhaltung Deutſchlands und damit ihrem 
Vormachtsſtrebenauf demeuropäiſchen Festland dienſtbar zu machen. 
Die Vorbedingungen für eine franzöſiſche Führung im öſtlichen Mitteleuropa waren um 
ſo günſtiger, als dieſem Raume der innere Zuſammenhalt fehlte und als unter den 

Staaten dieſes Raumes keiner ſtark genug war, um die Führung für ſich in Anſpruch 
nehmen zu können. Andererſeits waren dieſe Staaten dadurch aneinander gebunden, 
daß ſie zu den Mächten, deren Zuſammenbruch ſie ihre Entſtehung verdankten und deren 
reviſioniſtiſche Beſtrebungen fie fürchteten, in einem pfychologifd) verſtändlichen Gegenſatz 
ſtanden. Es war nur natürlich, wenn fie in der Anlehnung an Frankrei 
die beſte Garantie ihrer Sicherheit ſuchten. Und Frankreich ſeinerſeits 
konnte der Wirkſamkeit feines Einfluſſes um fo ſicherer fein, als die Spannungs- 
verhältniſſe an den Rändern des öſtlichen Mitteleuropa im Ver⸗ 
gleich zur Vorkriegszeit einen grundlegenden Wandel durchgemacht hatten: Im Rahmen 
des Ruſſiſchen Reiches hatten die Weſtgebiete auch in der Zeit, in der die Petersburger 
Politik von panſlawiſtiſchen Ideen beherrſcht war, mehr als ſtrategiſches Vorfeld gedient, 
als ein gegen Deutſchland gerichtetes Eigenleben gehabt. Nach Verſailles aber rückten die 
gegneriſchen Kräfte unmittelbar an die weit nach Weſten zurückgedrängten Grenzen des 
Reiches heran. Nicht mehr Moskau und Petersburg waren die Quellen der gegen 
Deutſchland gerichteten Aktivität, ſondern Warſchau oder noch näher: Gdingen, Poſen, 
Kattowitz, 1 Das politiſche Leben des oſtmitteleuropäiſchen Raumes erfuhr eine 
nationale Intenſipierung, wie fie in der Außenpolitik des alten Europa un⸗ 
bekannt war. Wirtſchaftsgebiete, die früher im Rahmen großer Reiche minder bewertet 
worden waren, erwachten zu eigenem Leben. Und Kräften, die zwar früher ſchon 
exiſtierten, aber in das Schickſal übergeordneter Staaten eingefpannt waren, war jetzt 
die Möglichkeit eigenwilliger Entwicklung gegeben. Frankreich verſtand es, dafür zu 
ſorgen, daß die Betätigung dieſer Kräfte in einer Richtung erfolgte, die den Gegenſatz der 
oſtmitteleuropäiſchen Staaten zu Deutſchland zu verewigen drohte und damit deren Ab⸗ 
hängigkeit von Frankreich zu einer ſtändigen Einrichtung zu machen verſprach. 
Frankreich war nach Verſailles im öſtlichen Mitteleuropa 
ohne Zweifeldie allein führende Macht. Polen und die Tſchecho⸗Slowakei 
ſchloſſen ihre, durch Milikärkonventionen ergänzten Bündnisverträge mit Frankreich, 
und zwiſchen Polen und Rumänien ſowie zwiſchen der Tſchecho⸗Slowakei, Südſlawien 
und Rumänien kamen entſprechende Verträge zuſtande. Aber die Einkreiſungs⸗ 
politik wollte nicht funktionieren. Der Ring um Deutſchland ließ ſich 
nicht ſchließen. Frankreich vermochte die Staaten Oſtmitteleuropas niemals auf eine 


513 


Linie zu bringen. Aus der Vielzahl diefer Staaten wurde trotz der ihnen allen bis zu 
einem gewiſſen Grade eigenen Abhängigkeit von Frankreich niemals ein politiſches 
Ganzes. Und da dieſer völkiſch und politiſch zerklüftete Raum niemals als Ganzes feiner 
ihm von der franzöſiſchen Politik zugedachten Beſtimmung: der Niederhaltung Deutſch⸗ 
lands zugeführt werden konnte, blieb er, obwohl einzelne ſeiner Glieder im Laufe der 
Zeit zu immerhin beachtlichen Faktoren der europäiſchen Politik heranwuchſen, im Grunde 
doch ſtets eine machtleere Zone, die ſich mit franzöſiſcher Hilfe in der durch die 
Pariſer Vorortdiktate geſchaffenen Geſtalt nur dank der Ohnmacht Deutſchlands zu 
erhalten vermochten. Das in Verſailles vor den Oſtgrenzen des Reiches errichtete Staaten⸗ 
ſyſtem erwies ſich alſo, vom franzöſiſchen Geſichtspunkt aus betrachtet, als eine 
politiſche Fehlkonſtruktion inſofern, als das, was eigentlich ſeine Wirkung 
ſein ſollte, nämlich die Schwäche des Reiches, ſeine Vorausſetzung war. 

In die völkiſchen Gegenſätze, wirtſchaftlichen Rivalitäten 
und polififhen Spannungen, die ſich der Herausbildung eines „oſtmittel⸗ 
europäiſchen Gemeinſchaftsgefühls“ hindernd in den Weg ſtellten, war Frankreich immer 
wieder vermittelnd einzugreifen beſtrebt. Erfolge hatte es in dieſer Hinſicht nicht zu ver⸗ 
zechnen. Vor allem gelang es ihm nicht, die beiden tiefſten Bruchſtellen, d. h. die Kon⸗ 
flikte Polens mit Litauen auf der einen und mit der Tſchecho⸗ 
Slowakei auf der anderen Seite, zu überbrücken. Aus dem Wilnakonflikt, 
den es ſeinerſeits durch die Auslieferung ſeines Memeler Fauſtpfandes an Litauen zu löſen 
gehofft hatte, zog ſich Frankreich im Jahre 1923 zurück. Und der Streit um das Teſchener 
Land, den der Entſcheid der Botſchafterkonferenz von 1920 mehr zu umgehen, als zu löſen 
verſucht hatte, konnte erſt, als Frankreich ſchon lange aufgehört hatte, die erſte Rolle im 
öſtlichen Mitteleuropa zu ſpielen, beigelegt werden. In der Hartnäckigkeit dieſer beiden 
Konflikte trat die Brüchigkeit der Verſailler Oſtkonſtruktion ſichtbar zu Tage. Denn 
Wilna und Teſchen waren mehr als nur die Objekte eines litauiſch⸗polniſchen und eines 
polniſch⸗tſchechiſchen Konfliktes. An dem einen erwies ſich die Unvereinbarkeit der baltiſchen 
mit den polniſchen Intereſſen, und im anderen kam der Kampf des mit Frankreich ver⸗ 
bündeten Polen gegen die von demſelben Frankreich geſtützte Kleine Entente zum Ausdruck. 
An beiden Konflikten war Polen beteilige. Es ift alſo letzten Endes dieſer 
engſte Verbündete Frankreichs geweſen, der das Syſtem der 
franzöſiſchen Oſtpolitik zu Fall gebracht und durch die Unver⸗ 
träglichkeit, mit der er feinem Geltungsbedürfnis Raum zu 
ſchaffen verſucht hat, der deutſchen Politik den Weg in den Oſten 
wieder frei gemacht hat. Allerdings iſt das niemals die polniſche Abſicht 
geweſen! 

Ebenſo wenig, wie es Frankreich gelang, dem oſtmitteleuropäiſchen Raum eine 
einheitliche politiſche Orientierung zu geben, glückte es ihm, die einzelnen Staaten 
15 Raumes feſt und dauernd an ſich zu binden. Der Gründe hierfür können viele an⸗ 
geführt werden: ſie liegen zum guten Teil auf wirtſchaftlichem Gebiet. Frankreich 
war nicht in der Lage, feine politiſchen Bündniſſe wirtſchaft⸗ 
lich zu unter bauen. Für dieſe Staaten, die zumeift einen Ueberſchuß an Agrar: 
produkten und Rohſtoffen haben, von deſſen Export in weitgehendem Maße das Wohl 
ihrer Volkswirtſchaften abhängig iſt, kommt Frankreich, in dem ſich Induſtrie und Land⸗ 
wirtſchaft das ökonomiſche Gleichgewicht halten, als Handelspartner nur in ſehr be⸗ 
ſchränktem Umfang in Frage. So hat denn auch Frankreich im Außenhandel dieſer 
Staaten niemals eine ins Gewicht fallende Bedeutung gehabt. Es verſuchte die 
fehlende produktionsmäßige Gegenſeitigkeit durch finanzielle 
Mittel zu erſetzen und feine Verbündeten und Trabanten durch 
Anleihen an ſich zu feſſeln. Nicht bloß hinſichtlich der beabſichtigten Wirkung, 
ſondern auch in bezug auf die Verwendung der Mittel waren die Kredite, die Frankreich 
in den oſtmikteleuropäiſchen Staaten unterbrachte, ſtets politiſche Kredite, die 
(genau wie vor dem Kriege die dem Zarenreich gewährten Anleihen) für den Ausbau der 
Rüſtungsinduſtrien, für die Anlage ſtrategiſch wichtiger Bahnen uſw., im weſentlichen alſo 
für unproduktive Zwecke verwandt wurden. Frankreich bemühte ſich übrigens, durch die 
trüben Erfahrungen der Vorkriegszeit gewitzigt, nicht nur eigene, ſondern auch fremde 
Gelder ſeinen politiſchen Zwecken dienſtbar zu machen, und zwar durch die Schaffung 
internationaler Bankinſtitute, auf deren Leitung es ſich einen maßgeblichen 
Einfluß zu ſichern verſtand, wie der Internationalen Hypothekenbank in Amſterdam, der 
Bank für Internationale Zahlungen in Baſel und der Internationalen Agrarkreditbank 
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in Genf. Aber das franzöſiſche Geld vermochte weder die wirtſchaftliche Bedrängnis der 
damit Bedachten zu beheben noch deren wachſende Verſailles⸗Müdigkeit zu überwinden. 
Frankreich mußte ſich ſchließlich dann überzeugen, daß die den öſtlichen Nach⸗ 
barn Deutſchlands notwendige Abſatzſicherung auf die Dauer 
durch Kredithilfe auch dann, wenn dieſe produktiv angewandt 
i r. N „Ai byte oer C U Feu. Er fſuchßetee ichs . Sand, af An Uu 
nahmefähigkeit des deutſchen Marktes der in den Handelsbilanzen der 
oſtmitteleuropäiſchen Staaten faſt durchweg die erſten Plätze einnimmt, je länger je mehr 
auch eine politiſche Anziehungskraft auf dieſe Staaten ausüben werde. 
Dieſer Gefahr verſuchte Frankreich durch die Schaffung antideutſcher Wirt⸗ 
ſchaftsblocks im öſtlichen Mitteleuropa entgegenzuwirken. Seine ſtärkſte Aus⸗ 
prägung fand dieſes Beſtreben in dem Verſuch, die Kleine Entente unter Einbeziehung 
Deſterreichs und Ungarns zu einem Donauwirtſchaftsblock zuſammenzuſchließen. 
Aber nicht einmal hier, wo man doch an die wirtſchaftlichen Traditionen der alten 
Donaumonarchie anknüpfen konnte, hat ſich ein ſolcher Plan verwirklichen laſſen. Im 
Wirtſchaftlichen iſt ebenſo wie im Politiſchen die Unmöglich⸗ 
keit, das in Verſailles errichtete oſtmitteleuropäiſche Staaten⸗ 
ſyſtem gegen die deutſche Mitte des Kontinents geſchloſſen 
zum Einſatz zu bringen, in Erſcheinung getreten. 

Frankreich zog aus dem ſichtbaren Zerfall dieſes Syſtems ſeine Folgerungen. Es ebnete 
der Sowjetunion den Weg in die Genfer Liga und führte fie damit in die europäifche 
Politik ein. Es bemühte ſich, die Sowjetunion zu einem Mitgaranten der Ber: 
ſailler Ordnung zu machen. Der erfte Vorſtoß in dieſer Richtung war der O ſt⸗ 
pakt vom Juli 1934; er war zugleich der letzte Verſuch, die Staaten Oſtmitteleuropas 
zu einem gemeinſamen Einſatz gegen Deutſchland zu bringen. Der Pakt kam nicht 
zuſtande. Zu ſeinen Gegnern gehörte bezeichnenderweiſe auch Polen. Frankreich ging 
daraufhin auf dem einmal beſchrittenen Weg noch einen Schritt weiter: Der Bei— 
ſt andspakt vom Mai 1993s erkannte die Sowjetunion als den Hauptpartner der 
franzöſiſchen Oſtpolitik an. Das Bündnis mit Moskau kam Frankreich teuer zu ſtehen. 
Es trug in entſcheidendem Maße zur Auflöſung der Verſailler Ordnung im öſtlichen 
Mitteleuropa bei. Unter allen Staaten dieſes Raumes fand ſich nur einer, der ſich ihm 
einzufügen bereit war: die Tſchecho-Slowakei. An ihr trat dann ja auch der 
grundlegende Wandel der Machtverhältniſſe, der ſich im öſtlichen Mitteleuropa vollzogen 
hatte, am ſichtbarſten in Erſcheinung. Die franzöſiſche Machtſtellung in 
dieſem politifch, wirtſchaftlich und völkiſch zerriſſenen Raume 
gehört der Bergangenheit an. Eine neue Ordnung iſt im Ent» 
ſtehen begriffen, eine Ordnung, die den geſchichtlichen Gegebenheiten, den Forde⸗ 
rungen des wirtſchaftlichen Lebens und den geiſtigen Bindungen, die in dieſem Raume 
wirkſam ſind, beſſer entſpricht und die nicht auf die Feindſchaft, ſondern auf die organiſche 
Zuſammenarbeit mit der deutſchen Mitte des Kontinents eingeſtellt iſt. 


Es iſt aber klar, daß Weſteuropa auch in Zukunft nicht aufhören wird, ſeinen Einfluß 
auf das öſtliche Mitteleuropa geltend zu machen. An die Stelle Frankreichs iſt England 
getreten. Damit iſt ein bemerkenswerter Wandel in der Art der weſteuropäiſchen Einfluß⸗ 
nahme auf die oſtmitteleuropäiſchen Länder verbunden. Hat Frankreich dieſe Länder 
durch politiſche Verträge an ſich zu binden verſucht, ſo verſucht es England mit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Durchdringung. Mit dem verſtärkten und planmäßig vorgetragenen Einbruch 
des britiſchen Handels in das öſtliche Mitteleuropa hat ſich das Gewicht des Kampfes um 
dieſen Raum von der rein machtpolitiſchen nach der mehr handels- 
politifhen Seite verlagert. Diefer Kampf iſt mit beſonderer Schärfe in den 
Donau- und Balkanländern entbrannt. Es geht England bei dieſer Wirtſchaftsoffenſtwe 
nicht nur ums Geſchäft, denn ſchließlich bedeutet der rumäniſche oder der lett⸗ 
ländiſche Markt für den Wirtſchaftsorganismus des Empire nicht viel. Sondern es geht 
darum, die Länder Oſtmitteleuropas nicht dem beherrſchenden deutſchen Wirtſchaftseinfluß 
zu überlaſſen, von deſſen Wirkſamkeit die Weſtmächte eine Stärkung der politiſchen 
Stellung des Deutſchen Reiches im Oſten befürchten, die ihnen in jeder Hinſicht uner⸗ 
wünſcht iſt, der ſie nach der Liquidierung Verſailles aber mit den Mitteln der brutalen 
Gewalt nicht mehr entgegenzutreten vermögen. 
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Kriſenzeichen in der polniſchen Wirtichaft 


In jüngſter Zeit beſchäftigt ſich die polniſche Wirtſchafts⸗ und Tagespreſſe lebhaft mit 
der Flag er en en Gebieten des Wirtſchaftslebens erkennbaren 
Konjunkturumſchwung am zweckmäßigſten zu begegnen ſei. Man iſt ſich der 
Gefahren bewußt, die dem ganzen Lande daraus erwachſen würden, wenn der Konjunktur⸗ 
rückſchlag ſo unvermittelt erfolgt, wie dies Ende 1929 der Fall war. Damals ſtanden 
die Wirkſchaftspolitiker auf dem Standpunkt, daß das Wirtſchaftsleben Polens gegen 
Kriſen widerſtandsfähiger ſei als das Ausland; man verſäumte daher, rechtzeitig Vor⸗ 
beugungsmaßnahmen zu treffen. Die Legende von der BEE erwies ſich jedoch 
als ein ſchwerwiegender Irrtum. Die Auswirkungen der Kriſe 1929/1932 
waren für das ganze polniſche Wirtſchaftsleben kataſtrophal. 
Nur langſam vermochte ſich der geſchwächte Wirtſchaftsorganismus zu erholen. Immer⸗ 
hin konnten von Jahr zu Jahr Fortſchritte in der Produktion und im Abſatz verbucht 
werden, ſo daß man ſich mit dem Erreichten zufrieden gab. Die durch den Konjunktur⸗ 
anſtieg offenſichtlich begünſtigten Fortſchritte ſtellte die der Regierung naheſtehende Preffe 
im Weſentlichen als einen Erfolg der amtlichen Politik hin. 

Unter Berückſichtigung des Bevölkerungszuwachſes erweiſt 
ſich der Anſtieg der Wirtſchaftskurve in Polen indeſſen als 
geringfügig und keineswegs ausreichend, um dem Arbeitsmarkt eine fühlbare Ent⸗ 
laſtung zu bringen. Auf die Problematik der regierungsſeitig konſtatierten Befferung 
weiſt in einem grundlegenden Aufſatz der konſervatibe „Czas“ hin; er kommt im Hinz 
blick auf den alljährlich unterzubringenden Zuwachs von 400 bis 500 000 Arbeitskräften 
zu dem Ergebnis, daß im laufenden Jahr erſt das Produktionsniveau des letzten Kon: 
junkturjahres vor der Kriſe (1928) erreicht werden konnte, daß alſo Polen auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiete im Verlauf der letzten zehn Jahre faktiſch 
keinen Schritt vorwärts gekommen ſei. Aehnlich beurteilt die Lage 
Stanislaus Grabſki, Miniſter in zwei Kabinetten vor dem Pilſudſki⸗Umſturz, in 
ſeinem kürzlich erſchienenen Buch „Ku lepszej Polsce“ (Warſchau 1938, Verlag „Roj“). 
In der Landwirtſchaft ſei es unmöglich, die überſchüſſigen Arbeitskräfte anzuſetzen, weil 
das flache Land ſchon übervölkert iſt. Die Induſtrie vermöge es noch weniger; ſie ſei zu 
ſchwach entwickelt, ſo daß trotz Vierjahresplan und Sandomir ein erheblicher Teil der 
Induſtriearbeiterſchaft beſchäftigungslos geblieben ſei. Soll Polen wirtſchaftlich gefunden, 
ſo muß es nach Auffaſſung Grabſki's eine radikale Umſtellung ſeiner ganzen Wirtſchafts⸗ 
politik vornehmen. Die Verteidiger des liberalen Wirtſchaftsſyſtems, ſo bemerkt Grabſki, 
ſprächen immer nur von der Beſſerung der Konjunktur und die Erreichung des Standes 
von 1928 werde von ihnen als großer Erfolg hingeſtellt. Daß aber Polen ſelbſt in 
jenem Jahr höchſter Konjunktur nicht imſtande war, ſeinen ganzen Bevölkerungszuwachs 

u ernähren und daß 200 000 Menſchen infolgedeſſen gezwungen waren, ihr Brot in 
Frankreich zu ſuchen, ſei für ſie unweſentlich. Seitdem habe ſich die Situation noch 
beträchtlich verſchlimmert, ſagt Grabſki; denn infolge der Auswanderungsſchwierigkeiten 
ſei ſeit vier Jahren der geſamte Bevölkerungszuwachs im Lande verblieben. Aber nicht 
erſt die Kriſe habe Polen vom Wege des wirtſchaftlichen Fortſchritts abgedrängt. In 
Wahrheit, ſagt Grabſki, verarme Polen feit 1920 ſtändig weiter. 
Die Kriſenjahre hätten den Verarmungsprozeß nur noch beſchleunigt und verſtärkt und 
das Lebenshaltungsniveau auf dem Lande um 50 Jahre, etwa auf den Stand der 
80er Jahre des vorigen Jahrhunderts, zurückgeworfen. 

Im November vorigen Jahres veröffentlichte Bizeminiſter Lechnicki in der 
Wochenſchrift „Narod i Panſtwo“ eine Ziffernreihe, an Hand welcher er nachwies, 
daß Polen, gerechnet auf den Kopf feiner Bevölkerung, den geringſten Waren⸗ 
verkehr mit dem Auslande, den niedrigſten Index der Induſtrie, 
das kleinſte Nettoeinkommen je Hektar, den niedrigſten Milch⸗ 
ertrag uſw. inganz Europa aufweiſe. Kein Volk Europas, ſchrieb Lechnicki, 
ſei in den Kriſenjahren hinſichtlich ſeines Wohlſtandes, ſeiner Unternehmertätigkeit und 
feiner Produktion fo ſtark zurückgefallen, wie gerade das vermeintlich jo kriſenfeſte Polen. 
In der Wirtſchaftspolitik der Kriſenjahre habe alſo ein grundlegender Fehler geſteckt. 
Während alle von der Kriſe betroffenen Länder gegen eine Verſchlimmerung ihrer Aus⸗ 
wirkungen nach Kräften ankämpften, hätte Polen reſignierend und paſſw auf eine Beſſe⸗ 
rung der Weltkonjunktur gewartet. In dieſen Fehler wolle man unter keinen Umſtänden 
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wieder verfallen. Mit dem Warnruf „Die Krife naht!“ geht die Zeitſchrift „Polityfa 
Gospodareza“ in Front; fie erörtert in einen viel beachteten Artikel die gegenwärtige 
Situation, dabei fünf Gefahrenpunkte aufzeigend, von denen der neue 
Rückfall in die Depreſſion befürchtet werde: Landwirtſchaft, 
Kohle, Stahl, Außenhandel und Staatshaushalt. Daß für Polen 
die Zeit des Konjunkturaufſtieges vorbei iſt und der Rückſchlag bereits eingeſetzt hat, 
wird in ſeltener Einmütigkeit von Rechts und Links beſtätigt; weniger Einmütigkeit 
dagegen zeigt ſich über den zu beſchreitenden Weg und über die Maßnahmen, die zum 
Auffangen oder wenigſtens zur Linderung des Konjunkturrückſchlages zweckentſprechend 
einzuſchlagen find. Der bekannte Wirtſchaftspolitiker und Sachverſtändiger der Regierung 
in Wirtſchafts⸗ und Finanzfragen, Prof. Krzyzanowſki, rät zu drei Mitteln: 
Nichterhöhung der Steuern, Sicherung der Rentabilität des Wirtſchaftsprozeſſes und 
Beſeitigung der Außenhandelshemmniſſe. Daß dieſe Mittel ausreichen, wird von anderer 
Seite bezweifelt. Zur Illuſtrierung der Lage werden folgende Momente angeführt: 

Die Angliederung des Olſa⸗Gebiets hat die Schwerinduſtrie 
Polens zwar erheblich bereichert, aber auf der anderen Seite 
die Abſatzlage für die Erzeugniſſe dieſer Induſtrie weſentlich 
kompliziert. Von dort iſt der Einbruch der Kriſe in verſchärftem Tempo zu be⸗ 
fürchten. Es gilt alſo in erſter Linie, die durch die mangelnde Aufnahmefähigkeit des 
Binnenmarktes verurſachte Stockung der Kohlen-, Eiſen⸗ und Stahlproduktion des Olſa⸗ 
Gebietes zu beſeitigen und, um die Unzufriedenheit der Bevölkerung nicht noch zu ver⸗ 
ſchärfen, die zahlreichen Arbeitskürzungen und Entlaſſungen durch 
ein Arbeitsbeſchaffungsprogramm rückgängig zu machen, ſowie die Spekulation, die eine 
immenſe Preisſteigerung der N des erſten Bedarfs verurſacht hat, erfolgreich 
zu bekämpfen. Die polniſche Kohleninduſtrie hat durch die Einverleibung der 
Bergwerke des Olſa⸗Gebietes einen Produktionszuwachs um rund 7,5 Millionen Tonnen 
erfahren. Jedoch ſchon vorher, als die Kohlenförderung noch um dieſe Menge und die 
Koksförderung um 1 Million Tonnen niedriger waren, konnte der polniſche Markt 
die anfallende Produktion nur teilweiſe aufnehmen. Ueber 11 Millionen 
Tonnen Kohle mußten zu ungünſtigen Preifen erporfiert 
werden. Nun gilt es, für weitere 7,5 Millionen Tonnen Kohle Abſatzmärkte im 
Auslande zu finden. „In allernächſter Nachbarſchaft des Kohlenreviers befinden ſich reich 
bevölkerte Gebiete, die Kohle als Brennmaterial überhaupt nicht kennen, trotzdem in dieſen 
Gebieten Brennſtoffhunger anzutreffen iſt. Dieſe Disproportion unſeres Wirtſchaftslebens 
tritt um ſo kraſſer in Erſcheinung, als Polen in der Kohlengewinnung eine der erſten 
Stellen der europäiſchen Kohlenproduktion einnimmt und ein ſchwieriges Problem, 
für dieſe ausländiſche Märkte zu finden, beſitzt. Indeſſen berechtigt die Analyſe der 
Daten über die Ausmaße des Kohlenverbrauchs zu der Feſtſtellung, daß der innere Kohlen⸗ 
markt noch weit entfernt iſt von der Erſchöpfung aller Möglichkeiten, den Verbrauch 
zu ſteigern.“ Dieſe Feſtſtellungen wurden nicht von irgendeinem Oppoſitionsblatt oder 
von kartellfeindlicher Seite gemacht, ſondern fie find einer Abhandlung der Induſtrie-⸗ 
und Handelskammer in Krarau entnommen, die eine Unterſuchung des Ver⸗ 
brauchs und des Abſatzes von Kohle zum Gegenſtand hat. Während die Fee des 
Binnenabſatzes nicht von heute auf morgen möglich ift, ſcheint eine Forcierung des Aus: 
landsabſatzes unter den obwaltenden Umſtänden nur mit empfindlichen Opfern für den 
Staatsſchatz (Exportprämien) und anderen in Kauf nehmenden Nachteilen verknüpft, 
möglich zu fein. Ihren alten Abſatzmarkt, das Sudetenland, wird 
die Karwiner Kohleninduſtrie von vornherein gänzlich ab: 
ſchreiben müſſen, da die ſudetendeutſche Induſtrie nunmehr mit deutſcher Kohle 
beliefert wird. Keineswegs günſtiger ſieht die Abſatzlage in der polniſchen Stahl⸗ 
induſtrie aus. Auch hier hat die Inbeſitznahme des Olſa⸗Gebietes durch Polen die 
Situation erheblich kompliziert; die Stahlerzeugung Polens erfuhr eine Steigerung um 
etwa 38 v. H. Nur einen kleinen Teil der neu hinzugekommenen 
Stahlproduktion kann Polen nach der Tſchecho⸗Slowakei ab⸗ 
ſetzen. Für den allergrößten Teil müſſen alſo zuſätzliche Abſatz⸗ 
möglichkeiten im In⸗ und Auslande geſucht werden. Es iſt möglich, 
daß es Polen gelingt, eine Erhöhung feiner Stahlexportquote zu erreichen, im Inlande 
hat aber der Stahlverbrauch auf den Kopf der Bevölkerung noch nicht einmal den Stand 
von 1928, alſo vor zehn Jahren, wiedererreichen können. Da nach Anſicht des polniſchen 
Handelsminiſters Dr. Roman die für die Schwerinduſtrie entſtandene Situation erſt 
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nach gewiſſer Zeit überwunden werden kann, bleibt es ungewiß, wie hier die herein⸗ 
brechende Kriſe in ihrer Wirkung auf das allgemeine Wirtſchaftsleben des Landes erfolg: 
reich abgewehrt werden kann. 

Eine aufſchlußreiche Analyſe über die Möglichkeiten einer Abwendung der Kriſe, ſoweit 
ſie von ſeiten der Handelsbilanz und des Preisproblems gegeben ſind, entwickelt der 
Warſchauer „Czas“. Die polniſche Handelsbilanz iſt ſeit dem Vorjahr paffiv und 
belaſtet die Zahlungsbilanz in ſteigendem Maße. Das Preisniveau in Polen iſt überhöht. 
Aus dieſem Grunde gewinnt der Import an Anziehungskraft, während die Ausfuhr auf 
wachſende Schwierigkeiten ſtößt. Die Deviſengeſetzgebung und das allgemeine Einfuhr⸗ 
verbot, auf dem ſich die Importkontingentierung aufbaut, wurden als Mittel benutzt, 
um trotz ungünſtiger Preisgeſtaltung ein Zuſammenſchrumpfen der geringen Goldvorräte 
zu verhüten. Dieſe Mittel erwieſen ſich unter den günſtigen Vorausſetzungen der Vorjahre 
als ausreichend. Heute reichen fie nicht mehr aus, um das Gleichgewicht der 
Handelsbilanz ſicherzuſtellen. Daß die jüngſte Verſchärfung der Deviſenbeſtim⸗ 
mungen die Situation noch ändern kann, wird bezweifelt. Der „Czas“ plädiert daher 
für eine grundlegende Löſung. Er hält die Ueberbrückung der Preis⸗ 
ſpanne zwiſchen dem Inland und dem Ausland nur im Wege 
einer Währungsoperation für möglich. Die ſich aus einer A b⸗ 
wertung des Zloty ergebenden Folgen werden nach Anſicht des „Czas“ jetzt zwar 
geringere Vorteile erbringen als noch vor drei den de ie Zeit der Währungsabmerfung 
der Länder des Sterlingsblocks, denn heute müſſen der Rückgang der Weltmarktpreiſe und 
außerdem verſchiedene Faktoren in Rechnung geſtellt werden, die hemmend auf die 
Exportmöglichkeiten einwirken. Trotzdem würde, nach der Auffaſſung des „Czas“, eine 
Währungsreform auch zur jetzigen Zeit noch ſo viel wirtſchaftliche Vorteile erbringen, 
daß die Auswirkungen der neuen Kriſe weſentlich gelindert werden könnten. Auch die 
Zahlungsbilanz würde ſich aktivieren und die koſtſpielige Exportprämierung zum Teil 
überflüſſig machen. Dadurch würde wiederum der polniſche Staatshaushalt eine Ent⸗ 
laſtung erfahren, was um ſo wichtiger ſei, als Polens Staatsfinanzen vor 
der Gefahr wachſender Defizite ſtehen. 

Ob ſich die polniſche Regierung in der Abwehr der hereinbrechenden Kriſe zu ſo weit⸗ 
gehenden Maßnahmen entſchließen wird, wie es das Organ der Konſervativen beſonders 
auf dem Gebiete der Währung für notwendig erachtet, bleibt dahingeſtellt. Einſtweilen 
hat es den Anſchein, als verſuchte die amtliche Politik gerade den umgekehrten Weg ein⸗ 
zuſchlagen, nämlich durch Verſchärfung der Deviſenbewirtſchaftung die Stabilität der 
Währung zu ſichern. Auch einer Intenſivierung der Inveſtitionstätigkeit durch zuſätzliche 
öffentliche Arbeiten als Kompenſation für die abflauende Konjunktur in der Privat⸗ 
wirtſchaft wird mit Rückſicht auf die Lage der Staatsfinanzen nicht in Erwägung gezogen. 
So iſt jedenfalls eine der letzten Reden des Finanzminiſters Kwiatkowſki verſtanden 
worden, in der er eingeſtand, ſich außerſtande zu ſehen, in der gegen⸗ 
wärtigen politiſchen Atmoſphäre die ſtaatlichen Kredite für 
die Durchführung des Inveſtitionsplanes zu erhöhen. An aus⸗ 
wärtige Finanzhilfe iſt nicht zu denken. Die franzöſiſche Rüſtungsanleihe ift, ſoweit fie 
überhaupt einging, verbraucht. Da Polen nun au feine eignen Kräfte allein angewieſen 
ift, hängt die weitere Entwicklung der Wirtſchaftslage weſentlich von der Wahl der 
richtigen Mittel im Kriſenverlauf ab. 


„Wie innerhalb der großen 80⸗Millionengemeinſchaft der Deutſchen kein verpflichtendes 
nationales Gemeinſchaftsgefühl empfunden wurde, ſo mangelte es innerhalb der einzelnen 
Volksteile auch an Verſtändnis für die ſoziale Schickſalsgemeinſchaft der ſchaffenden 
Stände. Sahen die Arbeiter in der die eigene Nation ſpaltenden internationalen Klaſſen⸗ 
kampforganiſation den Weg zu ihrem Aufſtieg, ſo führten die Bürgerlichen einen national 
ebenſo ſpaltend und zerſetzend wirkenden Kampf um ihre materiellen Sonderintereſſen und 
ihre politiſchen Vorrechte. Die Worte „Bürger“ und „Arbeiter“ waren zum feindſeligen 
Klaſſenbegriff, geſellſchaftliche, politiſche und wirtſchaftliche Gegenpole geworden. In der 
Zeit ſchwindenden Nationalbewußtſeins und mangelnden ſozialen Gemein ſchaftsgefühls 
fällt die Entſtehung der nationalen Arbeiterbewegung.“ 

Hans Knirſch. 
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Deutiſche und iſchechiſche Induſtrien 


Wenn eine weit verbreitete Auffaſſung den deutſchen Volksboden Böhmens, Mährens 
und Schleſiens als ganz überwiegend induſtrialiſiert den ausgeſprochen landwirtſchaftlichen 
Gegenden des tſchechiſchen Siedlungsgebiets gegenüberſtellt, ſo iſt dieſe Verallgemeinerung 
längſt nicht mehr am Platze. Zur Zeit, als die tſchechiſche Delegation auf der Verſailler 
Diktatskonferenz das bekannte Memoire III mit der Begründung einreichte, die Einver⸗ 
leibung der ſudetendeutſchen Randgebiete ſei wirtſchaftlich notwendig, umfaßte der 
deutſche Anteil an der Induſtrie der Sudetenländer noch minde⸗ 
ſten s 8 0 b. H.; zehn Jahre ſpäter jedoch wurde er beim Zuſammen⸗ 
ſchluß des deutſchen und des tſchechiſchen Induſtriellenver— 
bandes (1929) nur noch auf 58 v. H. geſchätzt, und in den mittler⸗ 
weile verſtrichenen Jahren iſt er wefterhin geſunken. Wie bedeutend 
die Fortſchritte der Induſtrialiſierung des tſchechiſchen Siedlungsgebietes während dieſer 
Zeitſpanne waren, läßt ſich auch daraus erkennen, daß nach den Gebietsabtretungen ans 
Reich der Anteil der induſtriell tätigen Bevölkerung der böhmiſch-mähriſchen Reftgebiete 
von bisher 35,4 v. H. nicht ſehr weſentlich, nämlich auf etwa 32,5 v. H. abſinkt. In der 
Tat ſtehen in den induſtriellen und gewerblichen Berufen verhältnismäßig beinahe eben⸗ 
foviel Tſchechen als Deutſche, nämlich 39,44 v. H. aller Tſchechen der Sudetenländer und 
45,48 v. H. aller Deutſchen. Wenn man damit die entſprechenden Anteile der Slowaken 
(18,84 v. H.) und Karpathenukrainer (6,1 6b. H.) und ſelbſt der Juden (21,5 v. H.) 
vergleicht, wird deutlich, wieviel die Tſchechen dem Zuſammenleben mit dem deutſchen 
Nachbarn und der Zugehörigkeit zum deutſchen Kulturboden, der erſt an den Karpathen 
aufhört, verdanken. 

Wohl aber handelt es ſich in den ſudetendeutſchen Gebieten zumeiſt 
um andere Induſtrien, als ſie auftſchechiſchem Volksboden an⸗ 
zutreffenfind. Noch 1927 wurde der deutſche Induſtriebeſitz in den Sudetenländern 
auf rund 90 v. H. in der Glas-, Flaſchen⸗ und Porzellan⸗Induſtrie geſchätzt und ungefähr 
ebenſoviel in den verſchiedenen Zweigen der Textilinduſtrie und im Textilmaſchinenbau, 
ſowie in der Herſtellung von Kunſtſeide, Knöpfen, Papier und Muſikinſtrumenten, 
während er ſich auf etwa dreiviertel in der Zementinduſtrie, der Waggon= und elektro⸗ 
techniſchen Induſtrie ſtellte. Deutſcher Beſitz waren auch der Braunkohlenbergbau zu 
80 v. H. und ſelbſt die Steinkohlenbergwerke zu zwei Drittel, obgleich dieſe größtenteils 
nicht auf deutſchem Sprachboden liegen. Dasſelbe Verhältnis der Beteiligung beſtand in 
der chemiſchen Induſtrie, in Hütten und Stahlwerken und ſogar in Teilen der Agrar⸗ 
induſtrien (Malzfabriken, Zuckerraffinerien). Dagegen waren zu 80 v. H. tſchechiſch die 
allgemeine und insbeſondere die landwirtſchaftliche Maſchineninduſtrie, die Automobil⸗ 
induſtrie, Schuhwaren, Möbel-, Ziegelinduſtrie; zu zwei Drittel die Leder, die pharma⸗ 
zeutiſche und die Schwerinduſtrie, ſowie Mühlen und Brauereien. Es gab alfo 
ehemals eine deutliche nationale Gliederung in den ver⸗ 
fbiedenen Induſtriezweigen, wobei aber zu beachten ift, daß der deutſche 
Induſtriebeſitz nicht allein auf ſudetendeutſchem Volksboden lag, ſondern auch in Städten 
wie Prag, Brünn, Mähriſch⸗Oſtrau, Witkowitz, Proßnitz, Pilſen, Budweis uſw. 
zahlreich war. 

Es wird nur ſchwer zu ſchätzen ſein, wie groß der alte deutſche Beſitz an 
Induſtrien im jetzigen kſchechiſchen Staatsgebiet geblieben iſt. In 
den Nahrungsmittelinduſtrien geriet bald nach dem Weltkriege mehr als ein Drittel der 
Zuckerfabriken unter die Herrſchaft der in der „Zentralvereinigung der tſchecho⸗ſlowakiſchen 
Rübenproduzenten“ ſtraff organiſierten Genoſſenſchaften der Rübenbauern, die auch aus 
der Zerſchlagung des Großgrundbeſitzes Vorteile hatten. Während die Uebernahme zahl: 
reicher (auch deutſcher) Zuckerfabriken durch tſchechiſche Rübenbauern vor ſich ging, 
fo daß (ſtatt wie früher zwei Drittel) kaum noch ein Sechſtel in deutſchem Beſitz find, 
erfolgte gleichzeitig von ſtaatswegen die Entſchuldung der tſchechiſchen Landwirtſchaft auf 
Koſten der damals noch vorwiegend deutſchen Induſtrie; und Hand in Hand damit 
erfolgte dort ganz allgemein der Einbruch des tſchechiſchen Banken— 
kapitals während der auf einanderfolgenden Inflations⸗, Deflations⸗ und Rationa⸗ 
liſierungskriſen uſw. Außerdem erfuhren Induſtriezweige, die nicht den Ausweg zum 
Weltmarkt hatten, ſondern auf den heimiſchen Markt angewieſen waren, wie die damals 
in deutſcher Hand befindlichen Kohlengruben, Hüttenwerke, Stahl, Maſchinen⸗ und 
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Fahrzeugfabriken in zunehmenden Maße Benachteiligungen aller Art, ſei es bei der Ver: 
teilung der öffentlichen Aufträge oder durch mangelnden Zollſchutz, zu Gunſten der 
tſchechiſchen Betriebe. Namentlich die Verſtaaatlichung der Privatbahnen 
wirkte ſich dahin aus. Die chemiſche Induſtrie wurde auch auf dem Wege des 
Finanzkapitals unter Druck geſetzt, ihm erlag mit ſeinen weitverzweigten Produktions⸗ 
ſtätten der bekannte Auſſiger Verein für chemiſche und metallurgiſche Produktion, deſſen 
Generaldirektion, als fie unter den Einfluß der Zivnoſtenſka Banka geriet, von Karlsbad 
und Auſſig nach Prag überſiedeln mußte. Dazu traten Verlegungen der Betriebe ſelber, 
wie z. B. der Eiſenwerke Rothau⸗Neudek aus dem Egerland ins tſchechiſche 
Gebiet und ſogar einzelner Firmen der oſtböhmiſchen Leinen und Juteinduſtrie uſw., 
obwohl die Textilinduſtrie auch außerhalb des geſchloſſenen deutſchen Sprachbodens 
großenteils ſich in deutſchen Händen befindet (Brünn, Proßnitz, Nachod, Iglau). 

Den wohl am höchſten entwickelten Typ eines im völkiſchen Kampf ſtehenden Finanz⸗ 
inſtituts ſtellt die Zivnoſtenſka Banka dar; fie nutzte die Nachkriegszeit und das 
Noſtrifizierungsgeſetz zum Erwerb der Beteiligungen der Oeſterreichiſchen Bodenkredit⸗ 
anſtalt u. a. in der Zuckerinduſtrie und im Zuckerhandel. Später bot ihr der Zuſammen⸗ 
bruch der Oeſterreichiſchen Kreditanſtalt die Gelegenheit, den deutſchen Einfluß aus der 
Großinduſtrie hinauszudrängen; und noch im Sommer 1938 übernahm ſie Beſitztümer der 
jüdiſchen Familie Petſchek im nordböhmiſchen Induſtriebezirk. Daher beherrſcht der 
Zivno⸗Konzern allein 68 v. H. der Steinkohlenförderung, 30 v. H. der Braunkohlen⸗ 
gewinnung, den Auſſiger Verein für chemiſche und metallurgiſche Produktion neben 
anderen chemiſchen Werken, die gewaltigen Betriebe der Eiſen⸗ und Hütteninduſtrie um 
Prag⸗Kladno, Pilſen und Mähriſch⸗Oſtrau, den Textilkonzern Mautner u. a., die Zellu⸗ 
loſe⸗ und Papierherſtellung, Lebensmittel⸗, Getränke, Zuckerinduſtrie uſw. bis zur Elbe⸗ 
Schiffahrt und der Tſchecho⸗Slowakiſchen Donau-Schiffahrts A.⸗G. in Preßburg. In 
urſprünglich deutſchen Gründungen, wie den Skoda-Werken (dem Lebenswerk eines 
Egerländers) oder dem ebenſo weltberühmten Bürgerlichen Bräuhaus in Pilſen, den 
Witkowitzer Eiſenwerken u. a. iſt der deutſche Anteil, wenn nicht ganz verdrängt, auf 
einen kleinen Bruchteil hinabgedrückt. 

Dieſer kurze Ueberblick läßt ſchon erkennen, in welchem Ulmfange ſich der induſtrielle 
Beſitz in den zwanzig Jahren des Beſtehens des tſchechiſchen Staates aus deutſchen Händen 
in kſchechiſche verlagert hat. Abgeſehen von dieſem Beſitzwechſel, der zum Teil im 
geſchloſſenen deutſchen Sprachgebiet (alſo auf jetzigem Reichsboden), zum anderen Teil 
auch im tſchechiſchen ſtattgefunden hat, iſt aber zugleich im tſchechiſchen Gebiet der Aufbau 
neuer Induſtrien erfolgt, und zwar von Verbrauchsgüter⸗ ſowie von Produktionsgüter⸗ 
induſtrien. Im Hinblick auf die letztgenannten wird ſich die Ausgliederung der ſudeten⸗ 
deutſchen Randgebiete, die durch Verbrauchsgüterinduſtrien gekennzeichnet ſind, aus der 
tſchechiſchen Wirtſchaft kaum bemerkbar machen, denn weder die Steinkohlengruben noch 
die Eiſen⸗ und Hütteninduſtrie liegen dort. Um ſo fühlbarer iſt dagegen die Abtrennung 
des räumlich ſo viel kleineren Gebietes um Teſchen an Polen, weil nicht weniger als drei 
Viertel der bisherigen tſchechiſchen Steinkohlenbergwerke zum Oſtrau-Karwiner Revier 
zählen und davon die am beſten ausgeſtatteten, modernſten 18 Gruben an Polen ab: 
getreten werden mußten, darunter die noch ausgeſprochen deutſch beſtimmten, dem Grafen 
Lariſch⸗Mönnich gehörigen Karwiner Gruben mit ihrer wertvollen Kokskohle, ferner die 
rieſigen Stahlwerke von Trzynietz u. a. m. 


Gtaatsangehörigkeits⸗ und Options verirag 


Zwiſchen dem Deutſchen Reich und der Tſchecho-Slowakei wurde ein 
Vertrag zur Regelung der Staatsangehörigkeits⸗ und Options⸗ 
fragen geſchloſſen. Der Vertrag iſt am 26. November d. J. in Kraft getreten. Die 
grundlegenden Beſtimmungen lauten wie folgt: 

§ 1. Diejenigen tſchecho⸗ſlowakiſchen Staatsangehörigen, die am 10. Oktober 1938 
ihren Wohnſitz in einer mit dem Deutſchen Reich vereinigten Gemeinde gehabt haben, 
erwerben unter Verluſt der tſchecho⸗ſlowakiſchen Staatsangehörigkeit mit Wirkung vom 
10. Oktober 1938 die deutſche Staatsangehörigkeit, wenn ſie a.) vor dem 1. Januar 
1910 in dem mit dem Deutſchen Reich vereinigten Gebiet geboren ſind, oder b.) die 
deutſche Staatsangehörigkeit mit dem 10. Januar 1920 verloren haben, oder c.) Kinder 
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oder Enkelkinder einer Perſon find, auf die die Vorausſetzungen der Buchſtaben a. und b. zu⸗ 
treffen, oder d.) Ehefrauen von Perſonen ſind, auf die die Vorausſetzungen der Buch⸗ 
ſtaben a., b. und c. zutreffen. 

Tſchecho⸗Slowakiſche Staatsangehörige deutſcher Volkszugehörigkeit, die am 10. Okto⸗ 
ber 1938 ihren Wonſitz außerhalb des früheren tſchecho⸗ſlowakiſchen Staatsgebietes gehabt 
haben, erwerben unter Berluft der tſchecho⸗ſlowakiſchen Staatsangehörigkeit mit Wirkung 
vom 10. Oktober 1938 die deutſche Staatsangehörigkeit, wenn ſie am 10. Oktober 1938 
das Heimatrecht in einer mit dem Deutſchen Reich vereinigten Gemeinde beſeſſen haben. 

Kalb ircwurenscht D ,M4ñue Net Sic. ch ,n i ciel E- 

mann nicht erwirbt. 


§ 2. Die deutſche Regierung kann bis zum 10. Juli 1939 das Verlangen ſtellen, daß 
Perſonen nichtdeutſcher Volkszugehörigkeit, die nach den Beſtim⸗ 
mungen dieſes Vertrages tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörige bleiben und ſe it dem 
1. Januar 1910 in das mit dem Deutſchen Reich vereinigte Gebiet gezogen find, ſowie 
ihre die tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörigkeit beſitzenden Abkömmlinge das Deut⸗ 


ſche Reich innerhalb einer Friſt von drei Monaten verlaſſen. 


Die tſchecho⸗ſlowakiſche Regierung wird dieſe Perſonen in ihr Gebiet aufnehmen. 

Die tſchecho⸗ſlowakiſche Regierung kann bis zum 10. Januar 1939 das Verlangen 
ſtellen, daß Perſonen deutſcher Volkszugehörigkeit, die zur Zeit des 
Inkrafttretens dieſes Vertrages kſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörige find und ſeit dem 
1. Januar 1910 in das jetzige Gebiet der tſchecho⸗ſlowakiſchen Republik zugezogen find, 
ſowie ihre Abkömmlinge die kſchecho⸗ſlowakiſche Republik innerhalb einer Friſt von drei 
Monaten verlaſſen. Dieſe Perſonen verlieren damit die tſchecho⸗ſlowakiſche Staats⸗ 
angehörigkeit. Die deutſche Regierung wird ſie in ihr Gebiet aufnehmen. Dies gilt nicht 
für Perſonen, welche die tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörigkeit nach dem 
30. Januar 1933 erworben haben und bis zu dem genannten Zeitpunkt deutſche 
oder öſterreichiſche Staatsangehörige geweſen ſind. 


§ 3. Perſonen nichtdeutſcher Volkszugehörigkeit, die nach den 
Beſtimmungen des § 1 die deutſche Staatsangehörigkeit erwerben, können bis z um 
29. März 19309 für die tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörigkeit o ptieren. 


§ 4. Deutſche Volks zugehörige, die tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörige 
bleiben, können bis zum 29. März 1939 für die deutſche Staatsangehörigkeit optieren. 
Dies gilt nicht für Perſonen, welche die tſchecho⸗ſlowakiſche Staatsangehörigkeit 
nach dem 30. Januar 1933 erworben haben und bis zu dem genannten Zeitpunkt 
deutſche oder öſterreichiſche Staatsangehörige geweſen ſind. 


§ 9. Zur Abgabe der Optionserklärung iſt berechtigt, wer das 18. Lebensjahr 
vollendet hat. Eine Ehefrau kann nicht ſelbſtändig optieren; die Option des Ehe⸗ 
mannes wirkt für die Ehefrau. Dies gilt nicht, wenn die eheliche Gemeinſchaft gerichtlich 
aufgehoben iſt. Für Perſonen unter 18 Jahren, für Minderjährige von mehr 
als 18 Jahren, bei denen die Vorausſetzungen für ihre Entmündigung vorliegen, ſowie 
für ſolche Perſonen, die entmündigt oder unter vorläufige Vormundſchaft (Obſorge) 
geſtellt find, wird die Option durch ihren geſetzlichen Vertreter ausgeübt, auch wenn dieſer 
ſelbſt nicht optionsberechtigt iſt. 

§ 10. Eine Option kann nicht zurückgenommen werden. 


14. Im Sinne dieſes Vertrages gilt als Wohnſitz einer Perſon der Ort, an dem 
fie ſich in der Abſicht niedergelafjen hat, ſich dort dauernd aufzuhalten. Hat eine Perſon 
mehr als einen Wohnſitz, ſo iſt der Ort maßgebend, den ſie als ihren Wohnſitz bezeichnet. 


& 12. Perfonen, die das Gebiet des Deutſchen Reiches oder der Tſchecho-Slowakiſchen 
Republik verlaſſen müſſen, weil dieſes Verlangen auf Grund des § 2 geſtellt worden iſt, 
ſowie Optanten, die bis zum 3 4. März 1940 ihren Wohnſitz in denjenigen Staat 
verlegen, für den ſie optiert haben, dürfen das geſamte bewegliche Gut, das 
ſie am Tage der Unterzeichnung dieſes Vertrages beſeſſen haben, mitnehmen und 
brauchen keine Abgaben hierfür zu entrichten. Ausgenommen hiervon ſind bares Geld. 
Wertpapiere und Sammlungen, die für das Ausfuhrland von beſonderer hiſtoriſcher oder 
kultureller Bedeutung find. Die Behandlung dieſer Sachen bleibt einer beſonderen Ver⸗ 
einbarung vorbehalten. 
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8 13. Zur Prüfung und Behandlung aller Fragen, die ſich bei der Durchführung 
dieſes Verkrages ergeben, wird ein gemiſchter Ausſchuß gebildet, in den jede der 
beiden Parteien eine gleiche Zahl von Vertretern entſendet. Dieſem Ausſchuß obliegt 
insbeſondere: 1. die Ausarbeitung von Vorſchlägen für die Erleichterung des Austauſches 
der Bevölkerung ſowie die Klärung der grundſätzlichen Fragen, die ſich aus dieſem 
Austauſch ergeben, 2. die Prüfung von Zweifeln über Staatsangehörigkeitsfragen. 


„Vater der polniſchen Publiziſtik“ 


Nicht alle, die eine deutſche Zeitung zur Hand nehmen, werden wiſſen, daß das 
deutſche Zeitungsweſen in Polen bereits auf eine faſt zweihundertjähri e 
Vergangenheit blicken kann. Und nicht jedem iſt bewußt, daß den Ruhm, die pe 
Publisiftit gefördert und bahnbrechend auf dieſem Gebiet gewirkt zu haben, ein Deutſcher 
für ſich in Anſpruch nehmen kann. Es iſt Lorenz Mitzler von Kolof, ein Sachſe, 
der 1743 als Erzieher der Söhne des Kronkanzlers Malachowſki nach Polen kam und 
hier eine rege Tätigkeit als Pädagoge, Muſiker, Philoſoph und Kunſtkritiker entfaltete. 

Zeitungen waren in Polen allerdings ſchon etwa um die Mitte des 17. Jahrhunderts 
erſchienen, ſo 1661 der „Merkurjusz“ in Krakau, der ſpäter nach Warſchau über⸗ 
ſiedelte, 1729 die „Nowiny polſkie“ und andere, teils von den Jeſuiten, teils den 
Piariſten redigierte Blätter. Die entſcheidendſten Anregungen erhielt aber das polniſche 
Zeitungsweſen doch erſt durch die deutſchen Zeitungen, von denen die erſte die 1753 
gegründete „Warſchauer Bibliothek“ war. Im Jahre 1757 erſchien bereits das 
zweite deutſchſprachige Organ, die „Warſchauer Zeitungen“, denen allerdings 
keine allzu lange Lebensdauer beſchieden war, und endlich 1764 die Zeitſchrift „Der 
Ratgeber, ein moraliſches Wochenblatt“, die Georg Behrendt zum Her⸗ 
ausgeber hatte. 

Schon allein die Tatſache, daß eine Zeitſchrift in deutſcher Sprache herausgegeben 
wurde, läßt erkennen, daß Deutſche damals recht zahlreich in Polen und 
vorallem in Warſchau waren (was infolge der Bindungen Polens mit Sachſen 
ja auch verſtändlich erſcheint), weiter, daß die deutſche Sprache in Polen eine 
recht weite Ausbreitung gefunden hatte. Mitzler ſelbſt ſagte in feiner 
Zeitſchrift, daß „die Gelehrten in Pohlen faſt alle deutſch verſtehen, wie auch die Aus⸗ 
länder, ſo für anderen einen Zuſammenhang mit Pohlen haben und die deutſche Sprache 
ſich viel beſſer zur Erreichung unſerer Abſicht ſchickt als die lateiniſche, von der polniſchen 
als einer unter den Ausländern ſehr unbekannte Mundart nicht zu gedenken.. Sie 
iſt aber auch weiter ein Beweis für die nachbarlichen Beziehungen, die Deutſche und Polen 
zueinander unterhielten, andernfalls ja eine Zeitſchrift dieſer Prägung weder Zweck noch 
Sinn gehabt hätte. 

Lorenz Mitzler von Kolof (geboren am 25. Juni 4714 zu Wettelsheim im 
Herzogtum Ansbach) wurde im Jahre 1743 durch den Kanzler Sobann Malachowſki 
nach Polen berufen. Bereits vorher hatte er ſich durch philoſophiſche Abhandlungen, 
Dichtungen und muſikwiſſenſchaftliche Werke hervorgetan, fo hatte er u. a. eine „Muſi⸗ 
kaliſche Bibliothek“ herausgegeben, worin er ſich über verſchiedene muſikwiſſenſchaftliche 
Probleme mit einem der größten Muſikkenner jener Tage, Johann Matheſon, ausein⸗ 
anderſetzte. Auf dem Gut des Kronkanzlers fuhr er nun in feinen Studien fort. Aber 
Mitzler war ein viel zu beweglicher Geiſt, um ſich auf ein Gebiet zu beſchränken. Er erfand 
einen Univerſalwunderbalſam, über den er eine Diſſertation ſchrieb, wofür ihm 1747 die 
mediziniſche Doktorwürde verliehen wurde. 1749 verließ er Malachowſki und begab. 
ſich nach Warſchau, wo er bald den Ruf eines der bedeutendſten Aerzte 
erlangte. Nebenbei trieb er literariſche Studien und begann ſich vor allem für das 
polniſche Schrifttum zu intereffieren. Das Ergebnis dieſer Studien war die Gründung 
der genannten „Warſchauer Bibliothek“, der erſten literariſchen Zeitſchrift in 
Polen, die im Jahre 1753 das Licht der Welt erblickte. Alle zwei Monate ſollte ein 
Heft der „Bibliothek“ erſcheinen, das Heft zu ſechs Bogen mit etwa 6 bis 8 Aufſätzen. 
Das Material dazu erhielt Mitzler durch die Zaluſki⸗Bibliothek, aus der er nicht nur 
Drucke, ſondern auch Handſchriften benutzte. Da ſich Schwierigkeiten bei der Bearbeitung 
zeitgenöſſiſcher Literatur ergaben, wandte er ſich an alle Druckereileiter im Lande mit der 
Bitte, ein Exemplar aller Neudrucke an die Zaluſki⸗Bibliothek einzuſenden. Damit leitete 
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Mitzler in Polen das fpäfer allgemein übliche Verfahren der Abgabe von Pflicht: 
exemplaren ein. 

In ſeiner Zeitſchrift ließ er ſich nun über „pohlniſche gelehrte Neuigkeiten“ aus, zu 
denen er eingehend Stellung nahm. Wo es ſich um eine literariſche Kritik handelte, fiel 
fein Urteil ziemlich farblos aus. Dafür wußte er aber, wo es um das Wohl der Nation 
ging, rückſichtslos Fehler aufzudecken und zu fadeln (wofür er denn auch Bermahnungen: 
einſteckte!). So beſchwerte er ſich z. B. über die „ungemeine Nachläſſigkeit der Pohlen 
in Bekanntmachung ihrer Schriften“, oder er machte ihnen den Vorwurf, „daß ſie die 
Wahrheit nicht vertragen könnten und die redlichſten Skribenten zu Sklaven machten“. 
Verſtändlicherweiſe machte ſich Mitzler durch derartige Freiheiten unbeliebt, aber dem⸗ 
gegenüber ſtellte er ſtolz den Grundſatz: „Im Reich der Wiſſenſchaften gehet die Wahrheit 
über alles, wie kann ſich alſo ein redlicher Skribent überwinden, ſolche nicht zu bekennen, 
und zum Nutzen der jetzigen und der Nachwelt zu wahren. Niemand laſſe ſich alſo in 
Zukunft befremden, wenn wir ferner zur Beförderung des Guten die Wahrheit ohngeſcheut 
ſchreiben werden. Die Wahrheit ſoll unſern Kiel führen und die Beſcheidenheit ſoll den 
Ausdruck an die Hand geben“. 


Wie nicht anders zu erwarten, ging dieſe unbequeme Zeitſchrift bald ein. Uleberdies. 
war das Gebiet der trockenen Wiſſenſchaften (neben Naturwiſſenſchaften und Medizin 
berückſichtigte die „Warſchauer Bibliothek“ am meiſten die Geſchichte Polens) wohl nicht 
allzu beliebt und ſo tat Mitzler dann den bezeichnenden Ausſpruch, daß „melius eſſe 
in Polonia tacere quam ſcribere“ (daß es in Polen beffer iſt zu ſchweigen als zu fchreiben). 
Doch ſchon 1755 erſchienen anſtelle der eingegangenen Zeitſchrift die „Acta litteraria 
Regni Poloniae, M. d. Lituanige“ und als auch dieſe nicht proſperierten, die Neue 
ökonomiſche und gelehrte Anzeigen“ in polniſcher Sprache. In den 
Anzeigen wurden gut durchdachte und die erſten vernünftigen Vorſchläge zur Hebung 
von Handel und Gewerbe in Polen, zur Reinigung von verſumpften und verkrauteten 
Teichen, ferner Uleberſetzungen ausländiſcher Wirtſchaftslektüre u. a. m. gebracht. Diefe 
Tat Mitzlers iſt deshalb als bahnbrechend zu werten, weil (wie Dr. Lück in feinem Buch: 
„Deutſche Aufbaukräfte in der Entwicklung Polens“ ſagt) die herrſchende Klaſſe in 
Polen damals in wirtſchaftlichen Dingen in völliger Ahnungsloſigkeit verharrte. Den 
geringen Erfolg auch dieſer Zeitſchrift nennt der polniſche Forſcher Czarnowſki ein 
charakteriſtiſches „ſignum temporis“. Jedenfalls hat Mitzlers Werk bahnbrechend gewirkt 
und fo der Reform und dem Fortſchritt in Polen zum Durchbruch 
verholfen. Nicht umſonſt hat man ihn, den Herausgeber der erſten literariſchen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Zeitſchrift, als den Vater der polniſchen Publiziſtik bezeichnet. 
Um ſo höher iſt aber das Verdienſt Mitzlers zu werten, als er ſämtliche Mittel, die 
zum Druck ſeiner Schriften nötig waren, ſelbſt aufbrachte. 

Es iſt bezeichnend für dieſen Deutſchen, daß er trotz vieler Fehlſchläge nicht den Mut 
ſinken ließ und ſich als unternehmender Drucker und großzügiger Herausgeber verſuchte. 
Er verhalf nicht wenigen polniſchen Autoren zur Veröffentlichung ihrer Werke und das 
in einer Epoche, in der es ſchlimm um die a jeglicher Schriften in Polen beſtellt 
war. Im Jahre 1765 erſchien die erſte Nummer einer polniſchen moraliſchen Wochen⸗ 
ſchrift, der „Monitor“, die zu den wenigen Zeitſchriften gehört, die ſich über einen 
Zeitraum von mehreren Jahren halten konnten. Herausgeber war der königliche Rat 
Franz Bohomolec, gedruckt wurde ſie bei Mitzler. Mitzler ſelbſt überſetzte die 
erſten beiden Bände ins Deutſche, um, wie es in der Vorrede hieß, „Polen in 
Deutſchland bekannt zu machen“. Weitere Wochenſchriften folgten. Mitzler 
ſtarb als Hofrat und Hofmedikus des Königs Poniatowſfi. 

Mitzler war nicht der erſte Deutſche, der Polen in den Bereich der Forſchung und des 
allgemeinen Intereſſes und Wiſſens zog; vor ihm hatte bereits Johann Priſtorius 
die erſte Sammlung polniſcher Geſchichtsquellen heraus: 
gebracht (4582), andere hatten nicht minder gut vorgearbeitet. Aber Mitzlers 
Verdienſt iſt es, polniſchem Schrifttum den Weg nach außen 
geebnet zu haben. So iſt ſicher nicht zuviel geſagt, wenn man behauptet, daß es 
erſt der uneigennützigen Tätigkeit der Deutſchen bedurfte, um polniſches Geiſtesſchaffen in 
Europa einigermaßen zu Ehren zu bringen. Weder Franzoſen, Italiener noch die Polen 
ſelbſt haben dazu die Hand gerührt, ja, waren dazu überhaupt imſtande. Mitzler war 
einer von jenen Deutſchen, die redlichen Anteil an der Erſchließung Polens hatten. 

Theſo Stein. 
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Oſtland⸗Chronik 


Zwei deutſche Vertreter im Senat 


Nach Artikel 13 der Verfaſſung der 
Republik Polen wird ein Drittel der Mit⸗ 
glieder des Senates vom Staatspräſidenten 
ernannt. Demgemäß hat Staatspräſident 
Moscidi den am 13. November gewählten 
Senat durch die Ernennung von 32 
Senatoren ergänzt. Unter den Er⸗ 
nannten befinden ſich 4 Regierungsmit⸗ 

lieder, und zwar der Juſtizminiſter Witold 
8 rabowſki, der Poſtminiſter Emil 
Kalinſki, der Handelsminiſter Antoni 
Roman und der Unterrichtsminiſter 
Wojciech Swietoslawſki. Weiter 
wurden u. a. in den Senat berufen der bei 
den Wahlen durchgefallene Oberſt Mie d⸗ 
zinſki, der ehemalige Miniſterpräſident 
Prof. Bartel, der ehemalige Botſchafter 
Wyſocki, der ehemalige Vorſitzende des 
Bundes der Polen in der Tſchecho-Slowakei 
und jetzige Staroſt von Freiſtadt, Dr. 
Wolf, der ehemalige Botſchafter Patek, 
der Vorſitzende des Verbandes der Unter⸗ 
offizier der Reſerve, Jakubowſki, 
der ehemalige Sejmabgeordnete Debſki, 
der Krakauer Probſt Mach a y (der ſich in 
letzter Zeit ſtark für die Losreißung der 
Zips von der Slowakei eingeſetzt hat), der 
General Oſinſki uam. Unter den Er⸗ 
nannten befindet ſich auch der Wilnaer 
Rabbiner Ifaat Rubinſztein. Ferner 
wurden zwei Ukrainer ernannt. Die 
deutſche Volksgruppe iſt, wie 
bisher, durch zwei Sprecher im Senat ver⸗ 
treten. Und zwar wurden ernannt der Vor⸗ 
ſitzende des Rates der Deutſchen in Polen 
Ervin Hasbach, der ſchon bisher dem 
Senat angehört hat, und der Landwirt 
Max Wambeck-Rogaſen. Der Landes: 
leiter der Jungdeutſchen Partei, Ingenieur 
Wieſner, der bisher dem Senat angehört 
hat, iſt alſo nicht wieder ernannt worden. 
Ingenieur Wieſner hat im Senat eine 
durch eine wirkſame Preſſepropaganda 
unterſtützte Aktivität entfaltet. Dieſe iſt der 
polniſchen Regierung offenbar auf die 
Nerven gegangen. 


Nürnberger Geſetze in Danzig 


Am 23. November trat in Danzig eine 
Verordnung des Senates zum 
Schutze des deutſchen Blutes 
und der deutſchen Ehre in Kraft. 
Durch dieſe Verordnung werden die Be: 
ſtimmungen der Nürnberger Geſetze auf 
das Gebiet der Freien Stadt Danzig aus⸗ 
gedehnt. Danach ſind Eheſchließungen 
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zwiſchen Juden und Danziger Staats⸗ 
angehörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes und ſtaatsangehörigen jüdiſchen 
Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen 
Großelternteil haben, verboten. Entgegen 
dieſem Verbot geſchloſſene Ehen ſind nich⸗ 
tig. Staatsangehörige jüdiſche Miſchlinge 
mit zwei volljüdiſchen Großelternteilen be⸗ 
dürfen zur Eheſchließung mit Staatsange⸗ 
hörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes oder mit ſtaatsangehörigen jüdiſchen 
Miſchlingen, die nur einen volljüdiſchen 
Großelternteil haben, der Genehmigung des 
Senates. Ehen zwiſchen ſtaatsangehörigen 
jüdiſchen Miſchlingen mit einem volljüdiſchen 
Großelternteil ſollen nicht geſchloſſen 
werden. Die Verordnung ſieht Ehetauglich⸗ 
keitszeugniſſe vor. Beſitzt einer der Ger- 
lobten eine fremde Staatsangehörigkeit, fo 
iſt die Entſcheidung des Senates einzuholen, 
bevor das Aufgebot wegen der erwähnten 
Ehehinderniſſe verſagt wird. Außerehelicher 
Verkehr zwiſchen Juden und Staatsange⸗ 
hörigen deutſchen oder artverwandten 
Blutes iſt verboten. Verboten iſt auch der 
außereheliche Verkehr zwiſchen Juden und 
ſtaatsangehörigen Miſchlingen, die nur 
einen volljüdiſchen Elternteil haben. In 
jüdiſchen Haushalten dürfen keine weiblichen 
Staatsangehörigen deutſchen oder artver⸗ 
wandten Blutes unter 45 Jahren bes 
ſchäftigt werden. Juden iſt das Hiſſen der 
Staatsflagge und das Zeigen der Haken⸗ 
kreuzflagge verboten. Juden haben kein 
Stimmrecht in öffentlichen Angelegenheiten. 
Sie können ein öffentliches Amt nicht be⸗ 
kleiden. Die Vorſchriften der Verordnung 
gelten auch für die Staatenloſen, die ihren 
Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im 
Danziger Staatsgebiet haben. Ueber⸗ 
tretungen werden mit Gefängnis⸗ oder 
Zuchthausſtrafen beſtraft. Die Strafver⸗ 
folgung eines fremden Staatsangehörigen 
bedarf der Genehmigung des Senates. 


Entlaſſen, ausgewieſen, verurteilt 

In Oderberg wurden ſämtlichen 
deutſchen Angeſtellten und Arbeitern der 
Delraffinierie „Odra“ zum 34. Dezember 
d. J. gekündigt. Zum ſelben Termin 
wurde 50 deutſchen Angeſtellten und 100 
deutſchen Arbeitern des Röhrenwerkes 
Albert Hahn in Oderberg gekündigt. — 
Paſtor D. Kleindienſt in Luck iſt 
mit Wirkung vom 1. Dezember aus 
Wolhynien ausgewieſen worden. 
Damit iſt ein um die deutſche Volksgruppe 
dieſes Gebietes hochverdienter Mann, deſſen 


Familie feit Generationen in Wolhynien 
anſäſſig iſt, aus ſeiner Heimat verdrängt 
worden. Alle beim Evangeliſchen Kirchen⸗ 
konſiſtorium in Warſchau und beim Kultus⸗ 
miniſterium von D. Kleindienſt erhobenen 
Einſprüche gegen die gegen ihn ergriffenen 
Maßnahmen ſind entweder abgelehnt 
worden oder unbeantwortet geblieben. — 
Ein ſchwerer polniſcher Gewaltakt, 
der ſich am 5. Juni d. J. in Groß⸗ 
Rogau im Kreiſe Thorn ereignet hatte, 
hat jeßt feine gerichtliche Sühne gefunden. 
6 Angeklagte find zu je 1% Jahren 
Gefängnis ohne Bewährungs⸗ 
friſt verurteilt worden. Die damali⸗ 
gen Ereigniſſe hatten ſich wie folgt abge⸗ 
ſpielt: Eine große Gruppe von Polen, die 
mit Meſſern, Gummiknüppeln, Zaunlatten 
uſw. bewaffnet waren, fielen, nachdem es 
ſchon vorher zu Reibungen gekommen war, 
über die an einem Feuerwehrvergnügen 
teilnehmenden Deutſchen her. Die Deutschen 
verſuchten, ſich vor den Banditen in das 
nahe gelegene Gehöft des deutſchen Bauern 
Hermann Trenkel zu retten. Die Polen 
drangen in den Hof ein, zerbrachen den 
Zaun und eröffneten ein Steinbombarde⸗ 
ment auf das Wohnhaus. Zahlreiche 
Deutſche wurden bei dieſem Ueberfall ver⸗ 
letzt, darunter mehrere ſchwer. So wurde 
dem Bauern Trenkel das rechte Auge aus⸗ 
geſchlagen. Nachdem die Polen etwa 
anderthalb Stunden lang in dem deutſchen 
Bauernhof gewütet hatten, zogen ſie in die 
Wirtſchaft des deutſchen Gaſtwirts Naß 
und raubten fie vollſtändig aus. — Der 
Reiſebeamte der „Elternhilfe“ der Deut⸗ 
ſchen Vereinigung, Lehrer Willy Ru⸗ 
bach, wurde vom Bezirksgericht in Oſtro⸗ 
wo wegen Erteilung „illegalen Deutſch⸗ 
unterricht“ zu 300 Zloty Geld⸗ 
ſtrafe und 14 Tagen Haft ver⸗ 
urteilt. Bei einer Hausſuchung wurden 
in der Wohnung Rubachs einige deutſche 
Rechtsſchreibebücher und Kinderſpiele be⸗ 
ſchlagnahmt. Rubach hatte im Auftrag der 
„Elternhilfe“ den Eltern derjenigen deut⸗ 
ſchen Kinder, die zum Beſuch polniſcher 
Schulen gezwungen ſind, Anweiſungen für 
die Unterrichtung ihrer Kinder in der deut⸗ 
ſchen Sprache gegeben. — In Blütenau 
im Kreiſe Mogilno haben ſich in letzter 
Zeit mehrere deutſchfeindliche Vorfälle 
ereignet. Unbekannte Täter haben auf dem 
evangeliſchen Friedhof die Gra bſtätte 
der deutſchen Familie Drews verun⸗ 
ſtaltet; am Kolonial- und Eiſenwaren⸗ 
geſchäft der Firma Drews ſowie am Hauſe 
des deutſchen Paſtors Joachim Kombke 
wurden mehrmals die Fenſterſchei— 


ben eingeworfen. — Ein Eltern⸗ 
abend, den die Wandergruppe am 
Schiller⸗Gymnaſium in Poſen am 26. No⸗ 
vember veranſtalten wollte, hat infolge 
eines behördlichen Verbotes nicht durch⸗ 
geführt werden können. 


Langſame Fortſchritte der Motoriſierung 
Polens 


Anfang 1928 hat es in ganz Polen 
25 656 eaftfabrtenge aller Art (ohne 
Wehrmacht) gegeben. Bis 1931 iſt deren 
Zahl auf 47 331 geſtiegen. Dann hat eine 
Periode der Demotoriſierung eingeſetzt. Sie 
hat bis 1936 angedauert; der Kraftfahr⸗ 
zeugbeſtand Polens hat damals 34 129 be⸗ 
tragen. Seitdem iſt die Kurve wieder lang⸗ 
ſam im Anſteigen begriffen, ſo daß gen 
wärtig mit etwa 54 000 Kraft 
fahrzeugen der höchſte bisher 
zu verzeichnende Stand erreicht 
worden iſt (1 Kraftfahrzeug auf 750 Be⸗ 
wohner). Dieſer Zunahme der Fahrzeuge 
haben verſchiedene Maßnahmen der 
Regierung die Wege geebnet. Den 
Autokäufern find? gewiſſe Steuer⸗ 
erleichterungen gewährt worden. 
Die Finanzämter ſind darüber belehrt 
worden, daß Autobeſitz kein Luxus iſt und 
kein Grund ſein ſoll, die Betreffenden bei 
der Steuerveranlagung beſonders ſcharf an⸗ 
zufaſſen. Die ſtaatliche Monopoliſierung 
der Kraftwagenerzeugung iſt eingedämmt 
worden, inſofern als wenigſtens die Aut o⸗ 
montage an Privatunterneh⸗ 
mungen freigegeben worden iſt. 
Die reibftoffpreife find etwas 
ermäßigt und die Autopreiſe um ein 
geringes herabgeſetzt worden. Die Vor: 
ſchriften über Kraftwagenregiſtrie⸗ 
rung, Aufolenfprüfungen und 
techniſche Wagenkontrollen ſind 
gelockert worden. Lam. Die 54 000 Kraft: 
wagen ſind, ſo heißt es in einem Artikel im 
„Oberſchleſiſchen Kurier“, auch wenn man 
den wahren Bedarf Polens mit nur 
800 000 Stück einſchätzt, eine Poſition, die 
kaum als befriedigend angeſehen werden 
kann. Zudem beſteht der bisherige Zuwachs 
Polens an Kraftwagen nur zu kaum 
50 v. H. in nur feilmeife inländiſcher Pro⸗ 
duktion, oder beſſer geſagt Montage, da ja 
der ganze große Reſt durch den Import 

edeckt wird. Angeſichts der Tatſache, daß 
Polen in feiner Motoriſie⸗ 
rungspolitik durchaus noch 
vom Auslande abhängig iſt, ſtellen 
führende polniſche Blätter die Theſe auf, 
Polen wäre eigentlich eine Kolonie anderer 
motoriſierter Länder, ein Zuſtand, in dem 
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man eine große Gefahr für den Kriegsfall 
erblicken müſſe. Zugleich ſeien, abgeſehen 
von den noch immer allzu hohen An⸗ 
ſchaffungspreiſen, die Ulnterhaltungskoſten 
des Kraftfahrzeuges um durchſchnittlich 
35 v. H. höher als im Ausland. 


Bluff um den Volkswagen 


In einer Reihe polniſcher Blätter ſind 
vor einiger Zeit etwas voreilig Nachrichten 
über die bevorſtehende Inangriffnahme der 
Produktion eines polniſchen Volks⸗ 
wagens veröffentlicht worden. Dieſen, 
3 T. auch von der ausländiſchen Preſſe 
aufgegriffenen Nachrichten zufolge ſollte es 
einem polniſchen Ingenieur namens Otton 
Kuczora gelungen ſein, einen Volks⸗ 
wagen zum Preiſe von 2 500 bis 3 000 
Zloty zu konſtruieren, deſſen Herſtellung 
einem in Bromberg bzw. im Sandomirer 
Induſtriegebiet zu errichtenden Werk an⸗ 
vertraut werden ſollte. Jetzt iſt die An⸗ 
kündigung dieſes „amerikaniſchen Fach⸗ 
mannes der Autoinduſtrie“ als ein groß an⸗ 
gelegter Bluff aufgedeckt worden. Bei 
Kuczora handelt es ſich um einen Mann, 
der der Berliner Polizei ſeit Jahren als ein 
geriſſener Betrüger bekannt iſt. Er iſt vor 
Jahren wegen einiger betrügeriſcher Unter⸗ 
nehmungen in Konflikt mit den deutſchen 
Gerichten geraten und unter Verzicht auf 
eine Kaution von 30 000 RM. vor der ihm 
drohenden Strafe ins Ausland geflüchtet, 
zuerſt nach Polen und dann, vermutlich 
wegen neuer Betrügereien, in die Ver⸗ 
einigten Staaten. Von dort iſt er nach 
Bekanntgabe der letzten Amneſtie nach 
Polen zurückgekehrt und hat unter Aus⸗ 
nutzung der ſtarken Beachtung, die der 
deutſche Kdßß⸗Wagen in der polniſchen 
Oeffentlichkeit findet, mit ſeinem Volks⸗ 
wagenſchwindel begonnen. Ein polniſches 
Witzblatt hat den polniſchen „Volks⸗ 
wagen“ Kuczoras in folgender Weiſe 
karikiert: ein Leiterwagen mit einer Petro⸗ 
leumlampe als Reflektor, mit einer Czyſta⸗ 
flaſche als Benzintank und mit Peitſchen⸗ 
zündung rollt in raſchem Tempo bergab. 


Die Deutſchen in der Slowakei 


Am 26. November gab der ſlowakiſche 
Miniſterpräſident Dr. Fir o dem Staats⸗ 
ſekretär und Führer der deutſchen Volks⸗ 
gruppe in der Slowakei, Kar maſin, 
gegenüber folgende Erklärung ab: 
„Wir haben den Wunſch, der befreundeten 
deutſchen Volksgruppe in der Slowakei die: 
jenige Stellung zu geben, die nach den 
modernen Anſchauungen und in Uleberein⸗ 
ſtimmung mit den praktiſchen Möglichkeiten 
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verlangt werden kann. Die abfolute 
Freiheit des Bekenntniſſes zum 
Volkstum, der Beſtand einer eigenen, 
nach nationalſozialiſtiſchen Grund⸗ 
fäßen aufgebauten Volks⸗ 
organiſation, der Gebrauch aller 
Zeichen und Symbole, die ihnen ihre Zuge⸗ 
hörigkeit zum deutſchen Volk und feiner 
Weltanſchauung verfinnbildlichen, iſt und 
bleibt allen deutſchen Bürgern unſeres 
Staates geſichert. Wir wiſſen, daß alle 
politiſche Loyalität hier ihre Wurzel hat, 
und wir ſind deshalb im eigenen Inter⸗ 
eſſe entſchloſſen, Bekenntnisfrei⸗ 
heit unter allen Umſtänden zu 
ſichern. Die Regierung denkt auch daran, 
den Intereſſen der deutſchen Volksgruppe 
auf dem Gebiet der allgemeinen Verwal⸗ 
tung dadurch Rechnung zu tragen, daß 
grundſätzlich in den überwie⸗ 
gend von Deutſchen bewohnten 
Gebiete deutſche Beamte Ber: 
wendung finden. Hand in Hand damit muß 
die Sprachenfrage geregelt werden. 
Alle dieſe Fragen können durch die engſte 
ee ee zwiſchen uns und den 
euffchen geregelt werden.“ 


Der litauiſche Weſtverband 


Wie an anderer Stelle berichtet, iſt der 
Verband zur Befreiung des 
Wilnagebietes vom litauiſchen Innen⸗ 
miniſter aufgelöſt worden. In dieſem Zu⸗ 
ſammenhang weiſt die „Preußiſche Zeitung“ 
am 28. November d. J. mit Recht darauf 
hin, daß durch dieſes Auflöſungsdekret auch 
die Frage des Litaufſchen Weſt⸗ 
verbandes berührt wird: Noch immer 
exiſtiert der ebenſo unzeitgemäße Weſtver⸗ 
band „Vakaru Sajunga“. Auch ſeine offi⸗ 
ziellen Ziele und Verlautbarungen ent⸗ 
behren, ſogar noch mehr als die des Wilna⸗ 
verbandes, jeder realpolitiſchen Vernunft. 
Der Weſtverband pflegt die Ideologie 
des 8 8 Größen⸗ 
wahns, die ihre begehrlichen Blicke nicht 
nur auf das Memelgebiet ſondern ſogar 
auf Oſtpreußen richtek. Aeußerungen, daß 
Ültpreligen durch die (natürlich erfundene) 

Verwandtſchaft der alten Pruzzen mit den 
Litauern zum Gebiet des litauiſchen Volks⸗ 
tums gehöre, hat man noch in diefem Jahre 
vernehmen können. Weder die Welt noch 
Deutſchland haben davon Notiz genommen. 
Trotzdem darf man die Tätigkeit des „Va⸗ 
karu Sajunga“ nicht unterſchätzen. Sein 
geiſtiger Führer, Sidzikauskas, hat 
1931 als litauiſcher Delegierter vor dem 
Völkerbund erklärt, die Autonomie des 
Memelgebietes ſtelle nur einen Uebergang 


dar. Das Ziel des von der Kauener 
Regierung geförderten Weſtverbandes iſt 
alſo die Ausſchaltung und Beſeitigung 
des Memeldeutſchtums und die 
vollſtändige Einverleibung des 
Memelgebietes in das Gebiet 
des litauiſchen Staates. Mag 
dieſer fromme Wunſch im Jahre 1938 auch 
ebenſowenig erfüllbar ſein wie die nun zu 
Grabe getragenen Hoffnungen des Wilna⸗ 
verbandes, ſo muß das ungehinderte 
Weiterbeſtehen des Weſtverbandes in 
Deutſchland doch ähnliche Empfindungen 


hervorrufen, wie fie Polen gegenüber der 
Wilnapropaganda haben mußte. Ueber die 
deutſche Zukunft des Memelgebietes gibt 
es keine Diskuſſionen mehr. Die zwi⸗ 
ſchenſtaatlichen Beziehungen 
zwiſchen dem Reich und Litauen 
aber, an deren fortſchreitender Verbeſſerung 
die Kauener Regierung mindeſtens ebenſo 
infereffiert iſt wie die Reichsregierung, 
könnten durch eine Auflöſung 
des Weſtverbandes von einer 
ſchweren und abſolut unnöti⸗ 
gen Belaſtung befreit werden. 


Bücher über den Oſten 


Sudetendeutſches Schleſierland. Bilder von 
Land und Leuten, von Not und Kampf. Zu⸗ 
ſammengeſtellt von Heinz Rogmann. Her⸗ 
ausgeber: Landesgruppenleiter Schleſien des 
Bundes Deutſcher Oſten, Alfred Hartlieb, 
Breslau 1938. Preis 1,— RM. — Das Heft 
enthält 57 Bilder und einige Kartenſkizzen. Sie 
zeigen Städte und Landſchaften desjenigen Teiles 
des Sudetenlandes, der zum ſchleſiſchen Stam⸗ 
mesgebiet gehört: aus dem ſchon bis 1918 zum 
Reich gehörenden Hultſchiner Ländchen, aus dem 
jetzt an Polen gefallenen Oderberger Land, aus 
dem Troppauer Gebiet und dem Kuhländchen, 
aus der bei der Tſchecho⸗Slowakei verbliebenen 
Olmützer Sprachinſel, aus dem Schönhengſtgau 
und dem Adlergebirge, aus dem Braunauer 
Winkel, dem Rieſen⸗ und Iſergebirge bis hinauf 
nach Reichenberg, der heutigen Hauptſtadt des 
Gaues Sudetenland. Ueberall tritt der deutſche 
Charakter des Landes, das mit dem ſtammes⸗ 
gleichen preußiſchen Schleſten durch die Gebirge 
mehr verbunden als getrennt wird, in Erſchei⸗ 
nung. Der die Bilder begleitende Tert hebt in 
wenigen Worten das Weſentliche hervor. Eine 
Einleitung hebt die Tatſache der völkiſch und 
wirtſchaftlich gleichen Struktur des Landes zu 


beiden Seiten der Sudeten hervor. Ein Anhang 
ſtellt die Haupttatſachen über Raum, Bevölke⸗ 
rung und Wirtſchaft feſt. Dr. K. 


Sudetendeutſchland kehrt heim. Dokumente 
aus 90 Jahren. Zuſammengeſtellt von Walter 
Kappe. Sonderdruck aus „Deutſchtum im 
Ausland“, Deutſches Auslands-⸗Inſtitut, Stutt⸗ 
gart 1938. — An Hand von Dokumenten wird 
der Kampf der Sudetendeutſchen um ihr völki⸗ 
ſches Lebensrecht dargeſtellt. Einige Beiſpiele 
aus der Zeit des Völkerfrühlings und aus der 
Zeit des deutſchen Zuſammenbruchs ſtellen die 
Verbindung zur Vergangenheit her. Es folgen 
dann u.a. die Staatsrechtliche Erklärung der 
deutſchen Abgeordneten des Prager Parlaments 
vom 9. Juni 1920, der Aufruf Konrad Henleins 
zur Gründung der „Sudetendeutſchen Heimat⸗ 
front“, ein Auszug aus der Reichstagsrede des 
Führers vom 20. Sarda 1938, das Karlsbader 
Programm vom 24. April 1938, ein Auszug aus 


der Rede des Führers auf dem Parteitag vom 
12. September 1938, der Aufruf Konrad Hen⸗ 
leins „Heim ins Reich!“, ein Auszug aus der 
Führerrede im Sportpalaſt vom 26. aber 
1938, der Wortlaut des Münchener Abkommens 
vom 29. September 1938 uſw. In diefen Doku⸗ 
menten von welthiſtoriſcher Bedeutung ſind die 
Hauptetappen der ſudetendeutſchen Geſchichte 
der letzten Jahrzehnte zuſammengefaßt. Einige 
Bilder von den letzten Nottagen des Sudeten⸗ 
deutſchtums und von den Tagen ſeiner Befreiung 
find beigefügt. Dr. K. 
Der Kampf um Böhmiſch⸗Ruſt. Zwei Ers 
zählungen. Von Wilhelm Pleyer. Verlag 
Albert Langen / Georg Müller, München 1938. 
58 Seiten. Preis 0,80 RM. — Kamerad⸗ 
ſchafts⸗ und Gemeinſchaftsſinn im Volkstums⸗ 
kampf — das iſt das Thema dieſer beiden Er⸗ 
zählungen des bekannten ſudetendeutſchen Dich⸗ 
ters. Die eine Erzählung ſpielt unmittelbar nach 
Kriegsende im Braunauer Land. Damals haben 
die deutſchen Bewohner dieſes Winkels zeitweilig 
einige Ausſicht gehabt, ſich im Austauſch gegen 
ein anderes Gebiet in die Sicherheit des Reiches 
zu retten; ſie haben dieſe Verſuchung von ſich 
gewieſen, weil ſie ſich den ſudetendeutſchen 
Schickſalsgenoſſen verpflichtet fühlten. Vom 
Kampf eines kleinen deutſchen Dorfes in 
Böhmen handelt die zweite Erzählung. Selbſt⸗ 
hilfe und Gemeinſchaftsgeiſt halten fremdes 
Volkstum von dieſem uralten Stück deutſchen 
Bodens fern. Im Opfer für das Dorf und 
die junge lebensſtarke Generation findet der 
Bauer Thoma Mulzer die Erfüllung ſeines 
Lebens. Dr. K. 
Der deutſche Bauer im Baltikum. Von 
Rudolf Schulz. Ein Beitrag zur Ent⸗ 
ſtehungsgeſchichte eines deutſchen Bauernſtandes 
im Baltikum. Volk und Reich Verlag, Berlin 
41938. 148 Seiten mit einer Karte. Preis 
kartoniert 4,.— RM. — Schulz behandelt ein 
noch wenig bekanntes Thema. Es hat bisher 
noch keine zuſammenhängende Darſtellung der 
Verſuche gegeben, dem deutſchen Baltentum, 
das eine adlig⸗bürgerliche Herrenſchicht über 
fremden Volkstümern gebildet hat, den ſozio⸗ 
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logiſchen Unterbau eines kräftigen Bauerntums 
zu geben. Die Dringlichkeit dieſes Problems iſt 
einigen weitblickenden baltiſchen Grundherren 
unter dem Eindruck des blutigen lettiſch⸗ 
eſtniſchen Aufſtandes von 41905 zu Bewußtſein 
gekommen. Führend ſind in dieſer Hinſicht vor 
allem Baron Manteuffel⸗Szoege und Silvio 
Broedrich geweſen. Im Laufe weniger Jahre 
iſt es ihnen gelungen, deutſche Koloniſten aus 
Wolhynien und dem Wolgagebiet als Knechte 
oder Pächter oder Eigentümer in beträchtlicher 
Zahl im Baltikum anzuſetzen. In der Haſen⸗ 
pother und der Goldinger Gegend ſind damals 
verhältnismäßig geſchloſſene deutſche Bauern⸗ 
gebiete entſtanden. Es hat naturgemäß manche 
Rück⸗ und Fehlſchläge gegeben, die die anderen 
deutſchen Grundbeſitzer davon abgehalten haben, 
dem Beiſpiel der Genannten zu folgen. Ein 
endgültiger Erfolg iſt dem Verſuch nicht be⸗ 
bye den · rf. uh. if. Vr. Stitch N nach, 
ihm der Zuſammenbruch zu früh gekommen. 
Dieſen haben die deutſchen Bauern, die nach 
1905 im weſtlichen Kurland und im nordöſtlichen 
Livland angeſetzt worden ſind, nur zum geringen 
Teil überſtanden. Schulz unterſucht in ſeinem 
Buch zunächſt die bevölkerungspolitiſchen, agrar⸗ 
wirtſchaftlichen und rechtlichen Vorausſetzungen 
der deutſchen Bauernkoloniſation im Baltikum. 
Dann behandelt er eingehend die verſchiedenen 
Siedlungsmethoden, beſchreibt ihre Erfolge und 
prüft ihre Mängel. Schließlich gibt er eine 
Darſtellung deſſen, was unter den neuen ſtaat⸗ 
lichen Verhältniſſen von den damaligen Unter⸗ 
nehmungen ſich zu behaupten vermocht hat. Iſt 
es auch nur recht wenig geblieben, fo ver- 
dient das Werk, das damals von einigen Deut⸗ 
ſchen gegen mancherlei Widerſtände in Angriff 
genommen und mit Energie vorwärtsgetrieben 
worden iſt, doch durchaus Anerkennung und 
Beachtung, und das um ſo mehr, als auch die 
Reſte, die den Umſturz überſtanden haben, noch 
ausreichen, dem Neuaufbau des Deutſchtums in 
den baltiſchen Ländern gewiſſe Anhaltspunkte 
zu geben. Dr. K. 

Maſuriſcher Volkskalender 1939. Heraus⸗ 
geber Bund Deutſcher ſten, Unter⸗ 
gruppe Oſtpreußen Süd, Allenſtein. 192 Seiten. 
Preis 0.25 RM. — Dieſer Kalender, der ſeit 
vielen Jahren erſcheint, iſt ein feſter Beſtandteil 
der deutſchen Volkstumsarbeit im ſüdlichen 
Oſtpreußen geworden. Er iſt für die bäuerliche 
Bevölkerung dieſes Landes beſtimmt, er ſpricht 


über ſie in ſeinen geſchichtlichen oder landes⸗ 
und volkskundlichen Beiträgen und zu ihr über 
das größere Deutſchland in ſeinen Erzählungen 
und zeitgeſchichtlichen Aufſätzen. Bekannte 
Sachkenner kommen in ihm zu Wort In ihren 
Beiträgen über die alten Galinder und die ger⸗ 
maniſchen F bei Pilgramsdorf 
ſchlagen Carl Engel und Bohnſack die Brücke 
zur germaniſchen Frühzeit Oſtpreußen. Aus der 
Geſchichte oſtpreußiſcher Städte berichten Her⸗ 
mann Gollub und Johannes Zachau. Agnes 
Miegel, die bekannte oſtpreußiſche Dichterin, 
gibt eine Schau der maſuriſchen Landſchaft. 
Beachtung verdienen auch die Auffäge von 
Walter le über die deutſche Volksüber⸗ 
lieferung am maſuriſchen Bauernhaus und über 
die maſuriſche Volkskunſt im alten Handwerk, 
in denen der germaniſch⸗deutſche Untergrund des 
maſuriſchen Hrauhtums freigelegt wird. Von 
den. Afrwercföl fbr. Bchhern. Prmmen, Oadegevc; 
Buchholtz, Gerhart Tilk, Frieda Strauß, Max 
Bialluch, Herta Czepluch, Kilian Koll und 
Hedwig Borowſki mit Erzählungen und Ge⸗ 
dichten zu Wort. Im ganzen bedeutet der 
Kalender — über ſeine nächſtliegende Zweck⸗ 
beſtimmung hinaus: den Deutſchen Maſurens 
ein Jahr hindurch ein treuer Begleiter zu ſein, 
— eine erfreuliche Bereicherung der Literatur 
über das ſüdliche Oſtpreußen, ſeine Geſchichte 
und ſeine Menſchen. — Deutſcher Heimatbote 
in Polen. Jahrbuch der Deutſchen in Polen 
für 1939. Herausgegeben von der Deutſchen 
Vereinigung (Schriftleitung: Kurt Lück), 
Verlag Kosmos, Poſen. 162 Seiten. — Der 
Heimatbote erſcheint im 18. Jahrgang. Abge⸗ 
ſehen vom kalendariſchen Teil zerfällt er in 
zwei Hauptteile. Der Teil „Erzählungen und 
Ueberlieferungen“ bringt Beiträge von Hepke, 
Banek, Herma, Hoinkes, Jahn, Watzlik, 
Patok, Baumann und Hermann Göring. Ueber 
Lebensfragen der deutſchen Volksgruppe in 
Polen handelt der andere Teil. Hans Kohnert 
(Das Recht auf unſere Heimat), Kurt Lück 
(Die Polen in Deutſchlaud und ihre Beziehun⸗ 
gen zum Mutterland — ſiehe „Oſtland“ 
Nr. 22/1938, Seite 494), Albert Breyer (Die 
deutſchen Dörfer der mittelpolniſchen Weichſel⸗ 
niederung), Alfred Kleindienſt (Unſere geſamte 
Volksgruppe richtet ihren Blick nach Wolhynien) 
und andere, führend in der deutſchen Volkstums⸗ 
arbeit in Polen ſtehende Männer berichten über 
volkspolitiſche Gegenwartsfragen. Dr. K. 
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Gegründet 1877. Telefon: C 2, Charlottenburg 1848—51 
Telegr.-Adr.: Forstbetrieb 


Schwellen, Masten und 
Stangen, Schrittmaterial $ 


528 


nummer RM. 0,20 und RM. 0,05 us g 80. — Anzeigenpreisliſte 4. — J. b. 
uſchriften find an den Bund Deutſcher Oſten, Berlin 


. b. W. g. — 
30, Motzſtr. 46 (Fernruf 250914) zu richten. 


S Rädhsiokterie 


2 e 2 FW E UND 2 0 PRAMIEN 


Ju Mitkionen Mark 


